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Das Hafenabkommen zwiſchen Danzig und Polen. 


Sm Schlußprotokoll des zwiſchen Danzig und Polen am 5: Auguft 
d. J. abgeſchloſſenen Vorvertrages heißt es, daß jede der beiden Par⸗ 


teien, wenn bis zum 15. September d. J. keine Einigung erzielt ſein 


11 das Recht hat, „den Hohen Kommiſſar des Völkerbundes zu 
itten, in der Frage der Ausnutzung des Danziger Hafens das Ver- 
fahren wieder aufzunehmen, das im Beſchluß des Völkerbundsrates 
vom 10. Mai 3932 in Ausſicht genommen ist“. Im Falle einer ſolchen 
Anrufung des Hohen Kommiflars wäre der Vorvertrag vom 5. Auguſt 
hinfällig geweſen. Die Pee en ae ſechs Wochen hindurch teils 
in Danzig, teils in Warſchau geführt worden find, haben, da die 
Poſen jede feſte Bindung zu vermeiden trachteten, mancherlei Schwierig- 
keiten bereitet. Der urſprünglich vorgeſehene Termin konnte nicht ein- 
gehalten werden; die §riſt wurde um drei Cage verlängert. Am 38. Sep⸗ 
tember wurde dann in Warſchau das Danzig-polnilhe 
übereinkommen über die Ausführungsbeſtimmun⸗ 
gen zum Danzig -Sdingen Vertrag vom 5. Auguſt 
unterzeichnet. (Sugleich trat das Übereinkommen über die Rechte 
der Polen in Danzig in der am 5. Auguſt vereinbarten Form in 
Kraft.) e 5 N 
as Hafenübereinkommen läuft vom J. Oktober 1035 bis zun 
30. September 19354, falls die beiden Regierungen nicht jeine Verlänge- 
rung beschließen. Polen verpflichtet ſich, eine Verringerung des 
gegenwärtig über den Danziger Hafen gehenden Verkehrs zu ver 
hindern und beſtimmte Mi t 0 
Jonderen Lite aufgeführter Waren im Dauziger Hafen umzufchlagen/ 
Wenn im Verkehr dieſer in der Sonderliſte aufgeführten Waren ein 

Verminderung eintreten Jollte, die nicht durch eine Vermehrung d 

Umſchlags anderer Waren ausgeglichen werden kann, werden die beide 


Mindeſtmengen gewiſſer, in einer bes / 


päischen Oſten.“ t € 
I nung der J. Danziger Braunen Meſſe am 16. September im Beiſein des 
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die Verfolgung eines Nechtes abzuſtellen, zu deſſen Durchſetzung trotz 
Brief und Siegel bis auf weiteres nicht die geringſte Ausſicht beſteht; 
ſondern es kam darauf an, aus der gegebenen Situation das praktiſch 
Mögliche herauszuholen, d. h. Polen irgendwie in der Hafenfrage zu 
binden. Dabei verſteht es ſich von felbjt und iſt auch im Vorvertrag 
vom 5. Auguſt festgelegt worden, daß Danzig durch die jetzige Verein- 
barung mit Polen auf feinen grund fätzlichen Ampruch auf volle 
Hafenausnutzung nicht verzichtet. 

Das Wirtſchaftlich e, d. h. die Beſeitigung der Gefahr eines 
weiteren kataſtrophalen Abſinkens des Danziger Güterumſchlages, iſt 
nur die eine Seite der Politik, die die nationalfozialiftilche Regierung 
Danzigs Polen gegenüber betreibt. Über die andere Seite dieſer Politik 
hat Senatspräſident Dr. Nauſchning kürzlich im „Danziger Vor- 
poſten“ u. a. geſchrieben: „Wenn wir den Weg des Friedens gehen ..., 
Jo wiſſen und bekennen wir, daß es eine höhere Ebene der 
Politik im europͤiſchen Oſten gibt, auf der territoriale 
Teilprobleme, wie die Zugehörigkeit Danzigs, eine verhältnismäßig 
untergeordnete Nolle ſpielen werden. Auf der bisherigen Ebene der 
politiſchen Auseinanderſetzung mit Polen gab es zwiſchen Dauzig, 
Deutſchland und Polen keine andere Möglichkeit als die Forderung 

nach Neviſion der Verträge, der von Polen die Gegenforderung nach 
weiterem Gebietserwerb entgegengeſtellt wurde. Die nationaljozia⸗ 
iſtiſche Friedenspolitik, die auch in Danzig unter dem Zeichen einer 
neuen Sielſetzung ſteht, ſucht eine höhere Plattform zum Ausgleich der 
(bisher unlösbar erſcheinenden Fragen zwiſchen den Völkern im euro⸗ 
In dieſem Sinne hat Dr. Nauſchning bei der Cröff⸗ 


olniſchen diplomatiſchen Vertreters Dr. Papee über die Aufgabe 


Regierungen über die Möglichkeit eines zweckmäßigen Ausgleichg 77 Danzigs u.a. erklärt: „Danzig hat die Aufgabe, Mittler 
verhandeln. Beide Regierungen werden — in den Grenzen ihrer Zu Tu fein zwiſchen dem deutſchen Volke und den Völ⸗ 


ständigkeit und ihres finanziellen Leiſtungsdermögens — die Um 
ſchlagskoſten im Danziger Hafen auf einen Umfang 


jenken, der den wirtſchaftlichen Notwendigkeiten des Hinterlandes ent⸗ 
* jpricht und dem Danziger 


a Hafen den Wettbewerb mit anderen Häfen 
(in erſter Linie natürlich mit dingen) ermöglicht. Eine. paritäti 
Ihe Kommiſſion wird vierteljährlich über die Verkehrsentwick- 
lung, die Koltengeftaitung ufw. den Regierungen berichten, gegebenen 
falls Vorſchläge über Abänderungen der Sonderlijte unterbreiten un 
die im Vorvertrag vom 5. Auguft vorgeſehenen regelmäßigen. Zuk 
jammenkünfte von Vertretern der beiden Regierungen. vorbereſten. Die 
Polniſche Regierung erklärt, hinſichtſich der Einfuhrgenehmigungen und 
Sollvergünſtigungen keinen Unterſchied zum Nachteil des Danziger 
Hafens zu machen. Und ſchließlich erklärt die Danziger Negierung, do 
die Juden polniſcher Staatsangehörigkeit in ihrer Geſchäftstätiglecht 
im Freistaat nicht behindert werden ſollen; daran war den Poler 
deren Handel größtenteils in jüdiſchen Händen liegt, offenbar ſehr 
diel gelegen. 

So weit die Grundzüge des Übereinkommens, auf das noch aus- 
führlich einzugehen Jein wird. Es bringt — vorausgeſetzt, daß Polen 
ſich au die von ihm jetzt anerkannten Verpflichtungen hält — einen 
Stillſtand in der rückläufigen Entwicklung des 
Danziger Hafens. Das iſt — gemeſſen an dem durch Kommis- 
ſars- und Natsentſcheidung anerkannten Recht der Freien Stadt auf 
volle Ausnutzung ihres Hafens durch Polen — nicht viel. Wenn man 
aber bedenkt, daß der Dauziger Hafenverkehr ohne dieſe Verſtändi⸗ 
gung mit Polen in demſelben Tempo wie bisher zurückgehen würde, 
daun erſcheint das Übereinkommen doch in einem andern Lichte. Cs kam, 
wenn Danzig leben ſollte, jetzt nicht mehr darauf an, die ganze Danziger 
Politik — unter Außerachtlaſſung aller andern Möglichkeiten — auf 
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kern des Oſteus. Unſere politische und ſtaats rechtliche Lage beruft 
uns insbeſondere, Mittler zu ſein zwischen dem deutſchen 
und dem polniſchen Bolke ... Wir glauben, daß die Er- 


kenntnis, zu der uns unſere Not verholfen hat und die uns 


zu dem Weg geführt hat, den wir in Danzig gegangen find, beiſpiel⸗ 
gebend ijt auch für größere Suſammenarbelt im 
Leben der Völker.“ Das iſt das Wejentliche, das die Danziger 
Regierung durch ihre Verſtändigungsaktion gegenüber Polen nicht nur 
für Danzig, londern für Europa_geleiltet hat: Sie bat in einem der ge⸗ 
fährlichſten Wetterwinkel eine EntJpannung herbeigeführt, deren Dan- 
zig ſelbſt und Europa dringend bedürfen. Sie hat die Stage, 
ob Krieg oder Frieden, eine Frage, die dort auf 
des AMelfers Schneide ſtand, zugunſten des Friedens 
outſchieden, — was bei einem Jo mißtrauiſchen und feindseligen 
Berhandlungspartner wie Polen gewiß keine ſeichte Aufgabe war. Sie 
hat vor aller Welt den Friedenswillen nicht nur des 
Danziger, ſondern des deutſchen Nationalfozia- 
lis mus praktisch dokumentiert. Sie hat, Danzig und Polen, die ſich 
bei ebenſo erbitterten wie ergebnisloſen Nechtsſtreitigkeiten ineinander 
verbiſſen hatten, von einander gelöſt, um ihnen die Möglichkeit zu geben, 
in friedlichem Wettbewerb ihre aufbauenden Kräfte zu meſſen — aus- 
gehend von dem alten Grundſatz der deulſchen Oſtkoloniſation, daß 
nicht die kriegeriſche Gewalt, ſondern die friedliche Leiſtung über Be- 
litzrechte entſcheidet. Die Danziger Regierung hat Polen jeglichen Vor- 
wand zu einem etwaigen gewaltſamen Auftreten genommen. Das Geſetz 
des Handelns liegt immer bei dem, der neuen Ideen zum Durchbruch 
verhilft und der in eine verfahrene Situation neue Bewegung hineinzu- 
bringen verſteht. Das Geſetz des Handelns liegt heute 
nicht mehr bei Polen, ſondern bei Danzig. 
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Die polnische Handelspolitik. 


Polen hat einen Teil ſeiner Handelsverträge gekündigt. Es iſt 
dabei, ſeine handelspolitiſchen Beziehungen auf der Balis des am 
11. Oktober d. J. in Kraft tretenden neuen Soutarifes neu zu regeln. 
Zurzeit wird mit England, Frankreich, der Cſchechoſlowakei und 
Oſterreich über den Abſchluß neuer Handelsverträge verhandelt. 
Polens handelspolitiſche Situation hat im letzten Jahre im Zeichen 
einer zunehmenden Abkehr von Mitteleuropa geſtanden. 
Im Jahre 1924 waren Oeutſchland, öſterreich und die Cſchechoflowakei 
an der polniſchen Ausfuhr mit mehr als der Hälfte beteiligt. Heute 
nehmen dieſe drei Länder nur noch etwa ein Viertel des polnischen 
Geſamtexports auf. Polen verſucht, auf den nord- und weſteuropä— 
iſchen Märkten Erſatz für die verlorenen Nachbarmärkte Mittel- 
europas zu finden. Seine Bemühungen hatten, vor allem was Eng- 
land und Schweden anlangt, Erfolg. Die lkandinaviſchen 
Staaten (Schweden, Norwegen und Dänemark) waren in der pol= 
niſchen Seſamtausfuhr im Jahre 1929 mit 8,6 und im Jahre 1932 mit 
12 v. H. beteiligt; und der Anteil der weſteuropäiſchen 
Staaten (England, Frankreich, Holland, Belgien und die Schweiz) 
Stiegen im gleichen Zeitraum von 19.1 auf 34,1 v. H. England wurde 
an Stelle Deutſchlands der Hauptabnehmer polniſcher Waren. Aber 
ſchon im vergangenen Jahre traten die erſten empfindlichen Nück⸗ 
ſchläge ein. Die mühſam und opfervoll ausgebaute handelspolitiſche 
Polition Polens auf den nord- und weſteuropäiſchen Märkten ift in 
Frage geſtellt. Vor allem England fett ſich gegen die polnische 
Schleudereinfuhr zur Wehr und bedroht darüber hinaus auch die 
polniſche Ausfuhr nach anderen Ländern. Die Beſtrebungen, das 
britiſche Weltreich als gefchloffenen Großwirtſchaftsraum handels- 
politiſch zuſammenzufaſſen, erſchweren es Polen jzuſehends, ſich mit 
jeinen Erzeugniſſen, hauptſächlich veredelten Agrarprodukten, auf 
dem durch Schutzzölle und Pfundentwertung ſchwer zugänglich ge⸗ 
machten engliſchen Markt zu behaupten. In den ſkandinaviſchen und 
baltiſchen Staaten begegnet Polen einem zunehmenden Wettbewerb 
engliſcher Waren. England bemüht ſich erfolgreich, dieſe Staaten, die 
ſich zum Teil feiner Währungspolitik angepaßt haben, in feinen Wirt- 
ſchaftskreis einzubeziehen und vor allem die polniſche Kohle wieder 
vom nordeuropäiſchen Markt zu verdrängen. Frankreich, Belgien 
und Holland haben durch eine rigoroſe Einfuhrkontingentierung den 
Import polnischer Waren erheblich vermindert. 


Polen verjucht dieſe fortſchreitende Verſchlechterung ſeiner Export- 
ausſichten durch den Abſchluß neuer Handelsverträge zum Stillſtand 
zu bringen. Da nun feine Ausſichten gegenüber England, Frankreich 
und den anderen Weſtſtaaten wie gegenüber den nordeuropäiſchen 
Ländern nicht ſonderlich gut find, ſcheint es ſich wieder in 
ſtärkerem Maße den geographiſch näher gelegenen 
Gebieten, vor allem den Donauländern und neuer 
dings auch Sowjetrußland ju zuwenden. Das entſpricht 
übrigens ganz den gegenwärtigen außenpolitiſchen Bestrebungen der 
Warſchauer Regierung, die darauf abzielt, Rußland und ganz 
Swiſcheneuropa zu einer einheitlich geführten antideutſchen Front zu⸗ 
Jammenzufaſſen. Polen hofft aus der allgemeinen Angft vor dem 
neuen Oeutſchland und aus den etwaigen Erfolgen der antideutſchen 
Boykatthetze in den in Frage kommenden Ländern handels- 
poliliſche Vorteile ziehen, eine politiſche Stimmung in bare Münze 
11 n zu können. Ebenſo wie in den vergangenen Jahren England, 
Frankreich, Belgien und die Schweiß auf dem polniſchen Markt 
Nutzen aus dem deutſch⸗ polniſchen Handelskrieg gezogen haben und 
wie gegenwärtig z. B. öſterreichiſche Waren in Polen an die Stelle 
boykottierter deutſcher Erzeugnifle treten, ſo glaubt auch Polen, daß 
fih ihm jetzt eine günſtige Gelegenheit bietet, in den Oftjtaaten auf 
Koſten Deutſchlands wirtſchaftlich an Boden zu gewinnen. Für feine 
Hauptexportwaren (Kohlen, Schweine, Eier u. dgl.) haben dieſe 
Staaten freilich im allgemeinen nur geringe Verwendung, oder ſie 
ziehen es vor, dieſe Produkte aus anderen Staaten zu importieren, 
die ihnen auch ihrerfeits größere Exportchancen bieten als Polen. 
So ſind bei aller polniſchen Freundſchaft, die Prag und Warſchau 
zurzeit einander entgegenbringen, die Möglichkeiten eines Ausbaues 
der handelspolitiſchen Beziehungen doch verhältnismäßig gering. 
Denn die Cſchechoſlowakei wäre wohl in der Lage, beträchtliche 
Mengen polniſcher Kohle und polniſcher Schweine auf ihrem Markte 
unterzubringen; ſie iſt hierzu jedoch nur unter der Bedingung bereit, 
daß Polen wertmäßig entſprechende Kontingente tſchechiſcher Waren 
aufnimmt. Hierzu ift aber Polen nicht in der Lage. Oder was G ſter⸗ 
reich anlangt, lo iſt dort unter dem Dollfuß-Regime zweifellos die Be⸗ 
reitſchaft, ſich Polen wirtſchaftlich — auch zum Nachteil Deutschlands 
— qu nähern, vorhanden; aber einer Übertragung der politischen 
Freundschaft auf das handelspolitiſche Gebiet ſteht doch die praktifche 
Unmöglichkeit entgegen, Waren aus Polen in dem von Warſchau ge- 
forderten Umfange unterzubringen, zumal die Wiener Regierung ge- 
mungen iſt, auch auf die mit den polniſchen Anſprüchen teilweise 
konkurrierenden Intereſſen der übrigen Donauftaaten und Staliens 
Nückſicht zu nehmen. Ausſicht auf größeren Erfolg gegenüber 
Deutſchland hat Polen in Osteuropa gegebenenfalls auf dem Ge- 
biete des induſtriellen Exports; und hier vor allem im 
Verhältnis zu Sowjetrußland. Der Ausbau der handels- 
politiſchen Beziehungen zu diefem Staat ift für die polniſche Induftrie 
Hane zu einer Exiſtenzfrage geworden, da weder der verarmte 
Binnenmarkt dieſe Induſtrie voll beſchäftigen kann, noch damit u 


rechnen iſt, daß ſich polniſche Induſtrieprodukte auf anderen Auslands- 
märkten in größerem Ausmaße werden abſetzen laſſen. Das erklärt 
— neben den außenpolitiſchen Gründen — 3. C. auch den Eifer, mit 
dem die Warſchauer Regierung gegenwärtig die Verſtändigung mit 
Moskau betreibt. Warſchau wünscht (und Moskau ſcheint damit ein⸗ 
verſtanden zu fein), die deutſchen Nußlandlieferungen an ſich zu reißen. 
Es hat im Laufe diefes Jahres ſchon nicht unbeträchtliche Erfolge 
auf dieſem Gebiete erzielt. 

Polen hat gegenüber den Staaten, die ſich feiner Ausfuhr ver- 
ſchließen wollen, ein wirkſames Druckmittel zur Hand: den neuen 
Solltarif, deſſen prohibitive Sätze vom JJ. Oktober d. J. an auf 
denen lajten werden, mit denen Polen in vertragsloſem Juſtande ſteht. 
Auf eine Beendigung des Follkrieges mit Deutſchland 
Scheint Polen keinen jonderlichen Wert zu legen, obwohl deutjcher- 
ſeits wiederholt die Bereitſchaft erklärt worden iſt, mit Polen in ein 
vertragliches Verhältnis zu kommen. deſſen Grundlage allerdings 
nicht das Nauſcher Abkommen von 1930 fein dürfte, da Deutschland 
keinesfalls in der Lage wäre, die dort vorgeſehenen hohen Kohlen- 
und Schweine-Rontingente auch nur annähernd auf ſeinem über- 
ſättigten Markte unterzubringen. Es ift damit zu rechnen, 
daß nicht nur der direkte deutſch-polniſche Handel 
noch weiter zurückgeht. londern auch, daß fich 
Polen hie und da mit der Waffe ſeines neuen 
Solltarifes für feinen Export Abſatzbedingungen 
ju verſchaffen vermag, die es ihm möglich machen, 
in ſchärferem Wettbewerb mit der entſprechenden 
deutſchen Ausfuhr zu treten. Dazu kommt, daß Polen 
mehr und mehr dazu übergeht, Rompenjationshandel zu 
treiben. Die im Oktober vorigen Jahres gegründete „Polniſche Ge+ 
jellfehaft für Kompenſationsverkehr“ hat bisher zwar nur verhältnis 
mäßig bescheidene Erfolge, namentlich im Süteraustauſch mit den 
jüdoſteuropäiſchen Staaten, Ungarn, Bulgarien, Südflawien und 
Griechenland, ſowie mit einigen anderen europäiſchen und Überlee⸗ 
ländern erzielt; ihre Cätigkeit hat immerhin aber gezeigt, daß Polen auf 
dieſem Wege doch wirtſchaftlich Boden gewinnen kann, vor allem in 
denjenigen Staaten, die bisher mehr nach Polen aus geführt als von 
dorther ein geführt haben. 

Ju letzter Zeit wird von polniſchen Wirtſchaftswillenſchaftlern er- 
neut die Cheje vertreten, daß Polen die Möglichkeit habe, dur 
währungspolitiſche Maßnahmen ſeine Ausfuhr 
chancen erheblich zu befjfern. Es könnte, Jo heißt es, 
dem DBeilpiel Englands, Amerikas und anderer Staaten folgend, ſeine 
Währung abwerten, damit das allgemeine Preisniveau und 
die Produktionskoſten ſenken und infolgedeſſen durch eine entſprechend 
verbilligte Ausfuhr nicht nur die am Goldſtandard feſthaltenden Länder 
(beſonders Deutſchland) von beſtimmten Abſatzmärkten verdrängen, 
jondern auch den an die Länder mit entwerteter Valuta bereits ver- 
lorengegangenen Abſatzraum wiedergewinnen. Dieſe Gedankengänge 
wurden Kürzlich in einem aufſehenerregenden Artikel des konſervatipen 
Krakauer „Cias“ propagiert. Bei der polniſchen Regierung haben 
derartige Anregungen bisher keinen Anklang gefunden. In Warſchau 
hält man nach wie vor unentwegt am Goldstandard feſt. Man ſieht in 
der unerfchütterten Stabilität des Zloty das einzige Aktivum, das 
man zurzeit aufzumeifen hat, um ſich das jo notwendige und wert- 
volle Vertrauen des Auslandes zu ſichern; und man befürchtet mit 
Recht, daß die plychologiſchen Zolgen einer Wäh- 
rungsabwertung bei der inflationserfahrenen, ängſtlichen Ve⸗ 
völkerung Polens ganz andere als bei der Bevölkerung derjenigen 
Staaten ſein würden, denen ſolche Währungskataſtrophen, wie ſie 
Polen (und auch Deutſchland) durchgemacht haben, unbekannt find: 
Nicht Hebung der Spartätigkeit, ſondern Flucht aus der Währung in 
Sachgüter und ausländiſche Werte, nicht gleichmäßige Senkung des 
Preisniveaus, ſondern Verwirrung der Preife durch Angftkäufe, und 
jo fort. Mit einer Slotuabwertung, die dem deutſchen Export nach 
Anſicht einiger polnischer Kreiſe zugunften der polniſchen Ausfuhr 
Abbruch tun könnte, it — wenigſtens in nächſter Seit — nicht zu 
rechnen. Von der Währungsſeite her iſt alſo kein 
polniſcher Vorſtoß auf handelspolitiſchem Sebiet 
zu erwarten. 13 170 

Hinſichtlich der polniſchen Bestrebungen, mit den mittel- und oſt⸗ 
europäifchen Staaten (unter Ausſchluß Deutſchlands) wirtſchaftlich in 
engere Fühlung zu kommen, kann demnach feſtgeſtellt werden: Die 
politifche Situation ſcheint zwar für Polen heute günſtiger als in 
früheren Jahren zu fein; an den wirtſchaftlichen Grund- 
bedingungen, an deren Ungunſt die früheren Agrarblock- und baltischen 
Blockpläne Warſchaus geſcheitert find, hat ſich jedoch bis heute ver- 
hältnismäßig wenig geändert. Seinem Siel, eines wirtſchaftlich gegen 
Oeutſchland geeinten Osteuropa, in dem ihm die führende Rolle zu- 
fällt, ijt Polen bisher kaum näher gekommen. Dort, wo ſich tar 
jächlich eine wirtſchaftliche Semeinſchaft einer öſtlichen Staatengruppe 
herauszubilden beginnt, im Baltikum, hat Warſchau die Führung 
nicht in der Hand: Dort gilt ſchon ſeit Jahren die ſogenannte 
„bal tiſche Klauſel“, derzufolge die Nandſtaaten Eſtland, Lett⸗ 
land und Litauen ſich gegenfeitig größere handelspolitiſche Vorteile 
gewähren können als jenen Staaten, mit denen ſie Aeijtbegünftigungs- 
verträge obſchließen. Es muß zwar zugegeben werden, daß die prak- 
tiſchen Erfolge all der Konferenzen, Ausſchülſe und Unterausſchüſſe, 


die ſich jeit Jahren mit der Frage einer Soll- und Wirtſchaftsunion 
der baltiſchen Staaten befaſſen, zu der Mühe, die ſie aufgewandt 
haben, in keinem rechten Verhältnis ſtehen. Andererseits kann man 
wohl Jagen, daß die 4. Baltiſche Wirtſchafts konferenz, 
die Kürzlich in Riga jtattfand, pfuchologiſch unter einem günſtigeren 
Vorzeichen als ihre drei Vorläuferinnen geſtanden hat: Der Gedanke 
eines wirtſchaftlichen und zollpolitiſchen Suſammenſchluſſes beſchäftigt 
die Kreiſe der berufenen Wirtſchaftsführer ebenſo wie die Öffentlich- 
keit der drei Länder ſtärker als je, trotz der Sollſtreitigkeiten, die zur 
Seit zwiſchen Riga und Kowno beſtehen und trotz der mancherlei 
Hemmungen, die noch in den verſchiedenſten Intereſfentengruppen und 
Amtsſtellen herrſchen. Polen ſpielt trotz der wiederholten Vorſtöße, 
die es unternommen hat, um dieſe Beſtrebungen unter ſein Protek⸗ 
torat zu bekommen, hier keine Nolle. Ebenſowenig iſt es Polen 
bisher auch gelungen, auf die vielfachen Bemühungen, den 
Donauraum wirtſchaftlich zu organiſieren, geſtaltenden Ein- 
fluß zu nehmen. Nach der bisherigen Entwicklung der Dinge zu 
urteilen, werden ſowohl im Baltikum wie an der Donau die Zu- 
ſammenſchlußbeſtrebungen aus innerer Notwendigkeit heraus fort- 
geſetzt werden. Nach der Lage der Dinge werden dieſe Beſtrebungen 
Jowohl hier wie dort aber nur dann zu greifbaren Ergebniſſen führen, 


wenn von außen her eine dritte Macht als führender 
Ordnungs faktor eingreift. Es ift bekannt, wie hartnäckig 
(und erfolglos) Polen fich ſeit ſeinem Beſtehen um dieſe Führerrolle 
bemüht. Im Sujammenbang mit der gegenwärtigen Neuorientierung 
der polniſchen Handelspolitik haben dieſe Bemühungen einen neuen 
Auftrieb erhalten. ö 

Die Folgerungen, die ſich für Deutſchland aus diejer Lage ergeben, 
ſind klar: Je weniger Ausficht beſteht, mit Polen 
jelbſtzu geordneten Wirtſchaftsbeziehungen zu ge⸗ 
langen, um Jo mehr muß Deutſchland darauf be⸗ 
dacht ſein, ein Übergreifen der machtpolitiſch 
bedingten Wirtſchaftspolitik Polens in den Oft- 
ſee- und Donauraum zu verhindern, um Jo mehr muß 
Deutſchland ſich den wirtſchaftlichen und zollpolitiſchen Konſtruktionen 
zuwenden, die dort verſucht und angebahnt werden. Deutſchland muß 
unter allen Umständen Polen als wirtſchaftlichen Ordnungsfaktor aus 
den baltiſchen wie aus den ſüdöſtlichen Ländern ausschalten. Es muß, 
wenn nicht anders möglich, dieſe Ziele in Suſammenarbeit mit 
anderen befreundeten Staaten, im Donauraum vor allem mit Stalien 
und im Baltikum etwa mit Schweden gemeinjam, zu erreichen 
verſuchen. Dr. Kredel. 


Kriſe in Wien. 


Dem Hochbetrieb des Katholikentages, den die Regierung Dollfuß 
ebenſo geſchickt wie geschmacklos für ihre politiſchen Demonftrationen 
gegen den Mationalſozialismus auszunutzen verjtanden hatte, iſt der 
nüchterne Alltag gefolgt. Dollfuß hatte am 10. September ſtol) und 
Iiegesbewußt die Verbrüderung feiner „Vaterländiſchen Front“ und 
der „Natlionalſtändiſchen Front“ ſeines Vizekanzlers Winkler ver⸗ 
kündet. Er hat ſehr bald einfeben mülfen, daß er mit der Addierung 
zweier Fronten noch lange nicht die eine Front hervorzuzaubern ver- 
mag, die er zur Sicherung ſeiner Kanzlerſchaft braucht; er hat aus dem 
Schicklal der „eiſernen“ und der mancherlei andern „Fronten“, die ſich 
im Neiche im Laufe der vergangenen Jahre die „Liquidierung der 
nationalſozialiſtiſchen Gefahr“ zum Siel geſetzt hatten, offenbar wenig 
gelernt. Was es mit der Jo froh proklamierten „Einheitsfront“ in 
Wirklichkeit auf ſich hat, zeigten die Reden, die am 17. September 
zwei der prominenteſten Vollfüßler, der Vizekanzler Winkler und der 
Fürſt Starhemberg, hielten. Winkler erklärte in Graz: Dollfuß 
müſſe ſich nun endlich für die Demokratie oder für den Saſchismus ent- 
ſcheiden; bekenne er ſich zum Saſchismus, jo habe er mit ſeiner (d. h. 
Winklers) Gefolgſchaft nicht mehr zu rechnen. Und am gleichen Cage 
bezeichnete Fürſt Starhemberg in einer Kuffteiner Nede den 
„auſtro-faſchiſtiſchen“ Gedanken als den Retter der öſterreichiſchen 
Selbständigkeit und den Vizekanzler Winkler als einen üblen Korrup⸗ 
tioniſten, von dem ſich die Dollfuß Negierung freimachen müſſe. So 
fieht die „Einheitsfront“ auel Auf Winkler und deflen „National- 
Itändiſche Front“ kann Dollfuß ſich, wenn er seinen „faſchiſtiſchen“ 
Plänen nachgeht, nicht mehr verlaſſen. Und ſchließt er, um ſeinen Vize 
Kanzler und deſſen Anhang nicht zu verlieren, ein Kompromiß mit der 
Demokratie, ſo laſſen ihn ſeine andern „Freunde“ Vaugoin, Feu und 
Starhemberg ſchmählich im Stich. Eine peinliche Situation für einen 
Kanzler, der auf dem Katholikentage — im Hochgefühl des gelungenen 
„Einigungswerkes“ — die Welt durch feine Politik in Erſtaunen zu 
Jeten verſprach! f . 

Dollfuß ſprach in Jeiner programmatiſchen Nede auf dem Ratho- 
likentag davon. daß er einen „christlichen und fozialen 
Staat auf ſtändiſcher Grundlage" zu schaffen gedenke. 
Was er und ſeinesgleichen unter „ſozial“ und „chriſtlich“ verſtehen, 
haben inzwischen die Arbeitskämpfe im ſteiriſchen Berg⸗ 
baugebiet offenbart. Anlaß zu dieſen Kämpfen hatten die 
arbeiterfeindlichen Maßnahmen der Wiener Negierung gegeben, die 
im ſteiriſchen Bergbau neben erheblichen Lohnkürzungen die Über⸗ 
tragung der ſozialen Selbſtverwaltungseinrichtungen an die marxiſtiſch 
verfeuchten Rrankenkaffen und die monatliche (anſtatt bisher 14tägige) 
Auszahlung der Löhne einführen wollte. Nach dem Verbot der 
ASDAP und der Auflöfung aller nationalfozialiftifchen Nebenorgani- 
ſationen glaubten Negierung und Unternehmer, ſich diefe unfozialen 
Maßnahmen leiſten zu können. Die Bergarbeiter traten in 
den Streik. Auf verſchiedenen Werken fuhren fie zwar in die 
Gruben ein, nahmen dort aber die Arbeit nicht auf und weigerten ſich, 
ihre Arbeitsplätze unter Tag zu verlaſſen, ſolange die Regierungsmaß- 
nahmen nicht rückgängig gemacht worden find. Mehrere Belegſchaften 
harrten länger als eine Woche in den Gruben aus, troßdem ſich unter 
den Arbeitern bald bedenkliche Krankheitserſcheinungen einſtellten. Die 
ſteiriſchen Bauern, Arbeiter und Gewerbetreibenden bekannten ſich zu 
den Streikenden, unterſtützten dieſe und ihre notleidenden Samilten unter 
Führung der „aufgelöſten“ SA mit Lebensmitteln und tätiger Hilfe. 
Bei diejem Arbeitskampf handelte es ſich um mehr als um Löhne und 
Joziale Inſtitutionen. Er war eine Kampfanſage der öfter- 
reichiſchen Arbeiterſchaft an die Wiener Suſtem⸗ 
regierung und die Auſtromarxjſten. Die politiſche 
Situation, die im ſteiriſchen Bergarbeiterſtreik ihren Ausdruck fand, 
ent[pricht etwa der Situation, wie ſie im Reiche z. O. des Streiks bei 
der Berliner Verkehrs- Heſellſchaft beſtand: der öſterreichiſche Arbeiter 
iſt in die nationalſozialiſtiſche Front eingerückt; er hat von den marxiſti- 
ſchen Arbeiterverrätern und von dem „ſozialen“ Staat der Verächter 
des großdeutſchen Gedankens genug. 


Im Ausland wie auch in Oſterreich ſelbſt war in letzter Seit wieder- 
holt davon die Rede, daß der öſterreichiſch-deutſche Konflikt vor den 
Völkerbund gebracht werden ſolle, wobei natürlich die Abſicht be⸗ 
ſtand, den deutſchen Nationalſozialismus als den Störer der europäiſchen 
Ruhe und Ordnung und als den Serſtörer der ſtaatlichen Selbjtändig- 
keit Öfterreichs erſcheinen zu laſſen. Inzwiſchen ſcheinen die Kreiſe, die 
hier im Trüben zu fiſchen gehofft hatten, von diefer unsinnigen Abficht 
wieder abgekommen zu ſein. Um jedem Smeifel, der im Auslande über 
die Auffaſſung Deutschlands in dieſer Frage etwa noch beſtehen Jollte, 
zu beheben, hat Reichsaußenminiſter v. Neurath im Nahmen ſeiner 
Rede über die deutsche Außenpolitik vor den ausländiſchen Preſſe⸗ 
vertretern am 16. September erklärt: „Man gibt ſich im Auslande viel⸗ 
fach den Anſchein, darüber erſtaunt, ja entrüjtet zu ſein, daß die inner⸗ 
poſitiſche Entwicklung in Öfterreich auf das Verhältnis des Neiches zu 
Osterreich nicht ohne Auswirkungen geblieben iſt. Man will in dieſer 
Tatjache jogar eine unzuläſſige Einmifchung des Reiches in die inner- 
politiſchen Verhältniſſe eines andern Staates ſehen. Die Vertreter 
diefer Auffaſſung können es mir nicht verübeln, wenn ich darauf hin- 
weije, daß von manchen Stellen aus die wirtschaftlichen und finanziellen 
Nöte Öfterreichs doch 14 Jahre lang geradezu ausgenutzt worden ſind, 
um ihm politiſche Feſſeln anzulegen. Man ſollte begreifen, daß wir 
im deutſchen Volk Gſterreichs einen Teil unferes 
eigenen Volkes ſehen. Niemand kann deshalb von 
uns erwarten, daß wir der Entwicklung der Dinge 
in Sſterreich gleichgültig zuſchauen, oder daß wir 
Jumpatbijlieren mit einem öſterreichiſchen Negime, 
unter dem gerade das entrechtet wird, was das 
deutſche Volk heute mit neuem Mut und neuer Ju- 
verſicht erfüllt. Die Reichsregierung deukt nicht daran, ſich in 
die innerpolitiſchen Verhältniſſe Öjterreichs einzumischen. Wi r 
müfſen aber fordern, daß unberechtigte Ein- 
miſchungen anderer Länder in die Auseinander- 
fſeßungen jwiſchen Deutſchland und Öfterreid 
unterbleiben. Je eher man im Auslande einſehen wird, daß 
Bolksbewegungen nicht durch politiſche Grenzen eingedämmt und nicht 
durch polizeiliche Maßnahmen unterdrückt werden können, deſto eher 


wird die Bahn frei werden für eine den natürlichen Geſetzen ent- 


ſprechende und ganz Europa zugute kommende Stabiliſierung der inneren 
Lage Ölterreichs.“ — Es bleibt abzuwarten, ob trotz diefer Erklärung 
von irgendeiner Seite verſucht werden wird, das öſterreichiſch-deutſche 
Verhältnis in Genf zur Sprache zu bringen. 

Die Regierung Dollfuß geht übrigens mit großen Plänen nach Genf. 
Sie hält die Situation für günftig, für Ölterreich einen der 
frei werdenden nichtſtändigen Sitze im Völker⸗ 
bundsrat zu verlangen. Sie verſpricht liche davon eine 
weſentliche Stärkung der öſterreichiſchen „Selbſtändigkeit“. In Paris 
und London ſowie in den andern Hauptſtädten ſcheink man dieſem Ge- 
danken nicht abgeneigt zu ſein; denn das Öfterreich der Dollfuß-Clique 
verspricht im „Nate der Nationen“ ein guter Bundesgenoſſe der Genfer 
Einkreifungsſtrategen zu werden. Nur eines ift geeignet, Dollfußens 
internationale Freunde bedenklich zu ſtimmen: Wie lange wird es noch 
dauern, bis die Nationaljozialiften in Öfterreich zur Herrlchaft gelangen 
und bis dann damit zwe! deutſche, von einem Willen geleitete 
Staaten Ratsmitglieder ſind? Deutſchland hat keinen Anlaß, wenn 
der Vorſchlag gemacht wird Öfterreich in den Völkerbundsrat aufm 
nehmen, dagegen Einſpruch zu erheben. 
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Keine Berftändigung mit Deulſchland. 


Die polniſche Regierung hat ſich in einem Artikel der offiziöſen 
„Gazeta Polka“ mit unerwarteter Eindeutigkeit und Klarheit 
auf den von ihr Jeit längerer Seit verfolgen Moskauer Kurs felt- 
gelegt. Anlaß zu dieſem Artikel gab ein Vortrag des Sürſten 
Sapieha, eines Führers der jur Regierungspartei gehörenden 
konjerva.iven Gruppe, deren Sprachrohr das Wilnger „Slowo“ iſt. 
Fürſt Sapieha hatte in ſeinem Vortrage die ſowjetfreundliche Politik 
der Warſchauer Regierung einer fachlichen Kritik unterzogen, die 
Notwendigkeit einer europäifchen Solidarität gegenüber der bolſche⸗ 
wiſtiſchen Gefahr betont und in dieſem Sinne die Anbahnung einer 
Verständigung zwiſchen Deutjchland, Polen und Frankreich gefordert. 
Diefen vom „Slowo“ ſeit Jahren erfolglos propagierten Ideen trat 
nun der Chefredakteur der „Sazeta Polſka“ und frühere Minijter 
Miedzin)ki entgegen. In feinem Artikel, den man als eine offi- 
zielle Regierungsäußerung anſehen darf, heißt es: „Es muß mit voller 
Entſchiedenheit feſtgeſtellt werden, daß die Anſchauungen, die von der 
Redaktion des Wilnaer „Slowo“ vertreten werden, trotz Zugehörigkeit 
jeines Chefredakteurs Mackiewiez zum Negierungsblock, ſowie der 
Vertrag, den Sapieha vorſchlägt, ungeachtet deſſen, daß dieſer früher 
Außenminiſter war und jetzt der Regierungspartei angehört, in keiner 
Weiſe den Anſchauungen der Neglerung der Nepublik Polen noch 
auch den Anſchauungen des Negierungslagers entſprechen. Im Gegen- 
teil, ſie ſind ihnen diametral entgegengeſetzt. Das ſtellen 
wir zwecks Vermeidung von Mißverſtändulſſen nach außen hin feſt.“ 
In dem Artikel Miedzinkis wird dann weiter erklärt, „ak Polen 
eine Verſtändigung mit Deutſchland mit der Ver⸗ 
[chiebung der polniſchen Weſtgrenzebezahlen müßte. 
Darauf aber hat Polen nur ein einziges Wort als Erwiderung: Nie- 
mals!“ Demgegenüber wird in dem Artikel noch einmal die Not- 
wendigkeit einer eg en Somjetrußland 
durch den Hinweis auf „die in keiner eiſe veränderte oder ab- 
geſchwächte Aggreſſivität der neuen deutſchen Regierung gegenüber 
Polen“ betont und gejagt, daß Polen mit Sowjetrußland 
„das gemeinſame Intereſſe, eine Anderung des 
bestehenden status quo nicht zuzulaſſen, verbinde.“ 


Eine derartig eindeutige Abſage an Deutfchland hat man von 


polniſcher Seite bisher ſelten gehört. Die Warſchauer Regierung 
lehnt eine Verſtändigung mit Deutſchland mit aller Entjchiedenheit 
eb; fie bekennt ſich dagegen zum Kampf gegen Deutſchland in 
Bundesgenoſſenſchaft mit denjenigen Staaten, bei denen ſie die gleibe 
deutſchfeindliche Einſtellung vermutet; ſie gibt indirekt zu, daß ihre 


Verftändigungspolitik gegenüber den Sowjets der Abjicht entjpringt, 
den Kampf gegen Deutſchland auf breiterer Bajis zu führen. Das ijt 
an ſich niemals ein Geheimnis geweſen. Aber es iſt bisher noch nicht 
mit diejer Klarheit von einer Stelle ausgeſprochen worden, die im 
Namen der Regierung zu ſprechen befugt it. Wenn die Notwendigkeit 
des Moskauer Kurſes mit der von Deutschland her drohenden Re- 
viſionsgefahr begründet wird, Jo iſt man durchaus zu der Annahme 
berechtigt, daß dies nur der Abſicht entſpringt, den aggreſliven 
Charakter der polniſchen Politik gegen Deutſch⸗ 
land zu bemänteln und für Polen das „Recht der Notwehr“ in 
Anspruch zu nehmen. Man darf nicht vergeſſen, daß in Polen der 
Gedanke eines „Präpventivkrieges“ gegen Oeutſchland 
nach wie vor lebt und um Jo ſtärker wird, je weiter die Annäherung 
Sieges f gedeiht und ſich damit das Niſiko eines folchen 
Krieges für Polen verringert. Kampf gegen Deutſchland, Freundſchaft 
mit allen Seinden Deutſchlands. Das iſt die Parole der polnischen 
Politik, nicht erſt ſeit heute. 

Die „Sazeta Warjzamfka* kann mit Recht den Triumph 
der nationaldemokratiſchen Lehre von der unbedingten Deutjchen- 
bende feſtſtellen. Sie ſchreibt: „Während ſich im Jahre 1914 
er eine Teil der polniſchen Volksgemeinſchaft gegen die Koalition 
mit Deutſchland aussprach, der andere Teil aber mit der Waffe in 
der Hand auf Jeiten der Zentralmächte kämpfte, wird heute immer 
einmütiger von allen der Standpunkt gebilligt, daß ſich unſere (d. h. 
die polniſche) Politik mit der Front gegen Weſten, nach dem Geſtade 
der Oftfee zu wenden, an der Oſtgrenze dagegen dauernde friedliche 
und freundſchaftliche Beziehungen mit Nußland zu pflegen hat, wie fie 
den Intereſſen der beiden Staaten entſprechen.“ Aber einen leiſen 
Sweifel an der Beſtändigkeit der Auflenfreundfchaft des Warschauer 
Regierungslagers ſcheint die nationaldemokratiſche „Gazeta Warfzaw⸗ 
ka“ doch noch zu hegen. Sie meint, dieſe neue Freundſchaft des 
Sanierungslagers zu Rußland beruhe nicht auf einer grundſätzlichen 
Frontſtellung gegen Deutſchland an ſich, fondern fei im Grunde ge» 
nommen nur ein „Antihitlerismus“, der allerdings inſofern alle Vor- 
ausſetzungen langer Dauer für ſich habe, als menſchlichem Ermeſſen 
nach mit einem Sturz des nationalſozialiſtiſchen Regimes in Deutſch⸗ 
land nicht zu rechnen ift. Das ſchließe jedoch keineswegs aus, daß im 
Sanierungslager auch heute noch in gewiſſen Kreiſen Berjtändigungs- 
tenden zen gegenüber Deutſchland auftreten. Daß dieſe Tendenzen in 
Warſchau kein Gehör finden, geht aus der obigen Antwort Mied⸗ 
Ainfkis an Sapieha mit aller nur wünſchenswerten Klarheit hervor. 


Der Hiſtorikerkongreß in Königsberg. 


Die Haupttagung des Geſamtverbandes der Geſchichts- und Alter- 
tumsvereine in Königsberg in Verbindung mit dem 24. Deutſchen 
Archivtag und der Konferenz Landesgeſchichtlicher Publikationsinſtitute 
iſt für den Oſten aus zwei Gründen bedeutſam. 

Sum erſten Male Jeit dem Beſtehen des Geſamtverbandes wurde 
als Tagungsort eine oſtpreußiſche Stadt gewählt. Zum erſten Male 
führte der Verband die Mitglieder, die aus allen Teilen des Reiches 
stammen, im Nordoſten zuſammen. Das bemeift, daß ſich die 
wijfenjhbaftliben Organifationen auf den Often 
einzuftellen beginnen. Swar hätte das ſchon viel früher 
geſchehen können, aber der Oſten iſt nicht nachtragend. Die Haupt- 
ſtadt Oſtpreußens nahm dankbar die ihr durch den Geſamtverband der 


Geſchichts- und Altertumsvereine zugeführten Häſte auf. Die Spitzen 


der Stadt- und Provinzialbehörden entboten den Teilnehmern ihren 
Gruß. Auch wurden ſie durch die beſonderen Grüße der Neichstegie- 
rung, der preußiſchen Staatsregierung und der Regierung der Freien 
Stadt Danzig geehrt. In der Preſſe fand die Tagung, die ſich in 
einem würdevollen äußeren Nahmen ſtattfand, größte Beachtung. Jeder 
einzelne der rund 300 Gäſte fühlte, daß Oſtpreußens Menjchen ſich 
über jeden Volksgenoſſen freuen, der den Weg zu ihnen findet. Der 
Sejamtverband der Geſchichts- und Altertumsoereine kann das Ver- 
dienſt für ſich in Anſpruch nehmen, ſich an den Beginn der Entwicklung 
gestellt zu haben, in deren Verlauf auch die übrigen wiſſenſchaſtlichen 
Vereinigungen im Reiche ſuſtematiſch den Oſten unterſtützen werden. 
Die Bedeutung der Tagung liegt ferner darin, daß ſie die Bereit- 
ſchaft der einzelnen deutschen Hiſtoriker zeigte. ſich mit ihren Arbeiten 
in den Dienſt der Gegenwartsaufgaben zu ſtellen. Die Tagung ſteht 
jedoch auch nach dieſer Richtung erſt am Anfang einer Entwicklung. 
Eine ganze Neihe von Hiſtorikern und Forſchungsſtellen haben zwar in 
klarer Erkenntnis der politiſchen Lage ſchon feit Jahren wertvollſte 
Arbeit für Staat und Volk geleiſtet. Die deutſchen Historiker nahmen 
aber bisher vielfach das Necht für ſich in Anfpruch. aus einem falſch 
verstandenen Freiheitsgefühl heraus oft mit einem willkürlich gewählten, 
nur ein paar Sachgelehrte intereſſierenden Thema vor die Öffentlich- 
keit zu treten. Die liberaliſtiſche Seit, in der jeder nach Belieben Seit 
und Kraft für Arbeiten vergeuden konnte, die unferem Volk nicht un- 
mittelbar nützen, iſt vorüber. Geſchichtliche Chemen zu bearbeiten, 
die für einzelne Wijfenfchaftler intereffant fein mögen, im übrigen aber 
für das Bolksganze ohne Bedeutung ſind, ſind ein Luxus, den wir uns 
nicht leiſten können. Jedem Deutſchen werden heute die Aufgaben, die 
er zu erfüllen hat, durch die Lage vorgeschrieben, in der wir uns be- 
finden. Im Vordergrunde hat. die Frage danach zu ſtehen, wie jeder 
einzelne auf ſeinem Arbeitsgebiet dem Volk unmittelbar dienen kann. 


Auch für den Hiſtoriker gilt dies. Vielfach wird zwar behauptet, die 
deutſche Geſchichtswiſſenſchaft ſei ſich immer ihrer beſonderen Gegen- 
wartsaufgaben bewußt gewesen. Der Sache wäre jedoch mehr gedient, 
würde jeder, den es angeht, vor ſich felbft bekennen, daß er abſeits 
geſtanden hat, und nicht behaupten, daß durch die nationalſozialiſtiſche 
Revolution geſchaffen ift, was er immer ſchon „vertreten“ habe. ehr 
Verſtäudnis findet, wer vielmehr ehrlich zugibt, daß wir etwas Über⸗ 
ragendes, ganz Neues erleben, was eine neue Einſtellung verlangt. 
Su dieſen Fragen nahm der Führer des Bundes Deutſcher Oſlen, 
Dr. Fran: Cüdtke, in feiner großen Rede bei der Eröffnung der Cagung 
in der Aula der Königsberger Universität mit herzerfriſchender Offen- 
heit Stellung. Dr. Lüdtke wandte ſich gegen die Behauptungen, die 
man hie und da auch in Königsberg hören konnte, daß die deutſche 
Geſchichtswiſſenſchaft von jeher begriffen habe, welche Aufgaben ihr in 
der Gegenwart zufallen. Wenn das der Fall geweſen wäre, hätten die 
geſchichtlichen Arbeiten in ihrer Geſamtheit auf das Seitgeſchehen be- 
mußt, eindeutig, klar Bezug genommen und nicht, wie es — mit den 
ſelbſtverſtändlichen Ausnahmen — der Fall war, abſeits vom großen Er- 
leben der Gegenwart geſtanden. Dr. Lüdtke reichte aber die Hand zur 
Mitarbit allen denen, die ehrlichen Willens bereit ſind, von nun an ihre 
ganze Kraft der Verwirklichung der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchau⸗ 
ung zu widmen und insbeſondere ihre hiſtoriſchen Kenntniſſe und Fähig- 
keiten in den Dienjt des neuen Staates zu ſtellen. Der Bundesführer 
wies in einem Überblick über den Neuaufban der deutſchen Oſtarbeit, 
der von den Zuhörern begeiſtert aufgenommen wurde, die Wege, die ſich 
der deutſchen Sefchichtswiffenfchaft gerade in der Arbeit für einen 
ſtarken deutſchen Often öffnen. Er zeigte den Sinn auf, der in der Idee 
des Oſtraumes liegt. Immer wieder kaum aus dem Oſtraum die Er- 
neuerung des deutſchen Volkes. Der deutsche Oſten, altes germaniſches 
Stammland, gab unſerem Volke Naum zum Leben ſchon in den Ur- 
anfängen unſerer Geſchichte. Fünfhundert Jahre nach Chriſtus erobern 
die Germanen die Welt. Germaniſche Menſchen des Oſtens, Goten, 
Vandalen, Burgunder, die Grenzwacht gehalten gegen Slawen und 
Aſiaten, bringen der Welt ihre Jugend, erneuern ſie. Weil die Olt- 
märker abgezogen waren, drängten die flawiſchen Völker in den leer 
gewordenen Naum nach über die Elbe hinaus. Eingeengt zwiſchen 
Rhein, Elbe, Alpen, Nordſee, von Wenden, Cſchechen, Polen be- 
ſtürmt, drohte dem deutſchen Volke Untergang. Aber das Oftland 
wurde Netter. Heinrich I. wendete das Antlitz des deutſchen Volkes 
nach dem Often. Mit ihm beginnt die Wiederbeſiedlung des Deutſchen 
Ostens, das große Werk, deſſen Krönung die Arbeit des Deutſchen 
Ritterordens war. Dieſes Werk war getragen von dem Wilen des 
ganzen deutſchen Volkes. Alle Stämme, alle Volksteile ſchickten ihre 
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beſten Kämpfer in den Oſten und gewannen den alten germaniſchen Oſt— 
roum für uns zurück in jahrhundertelanger Kulturarbeit. Dem deuf- 
ſchen Hiſtoriker Mittel-, Weft- und Süddeutſchlands erwachſen ſchöuſte 
Aufgaben, nämlich feſtzuſtellen, welchen Anteil ihre Heimat an diejer 
Großtat des deutſchen Geſamtvolkes hat und durch ihre Unterſuchungen 
das Sulammengehörigkeitsgefühl der nicht zum Offen gehörenden 
Deukſchen mit jeinen Menfchen zu ſtärken. Als das Vaterland im 
Dreißigjährigen Kriege zuſammengebrochen war, kam wieder die Er- 
neuerung aus dem Often durch den brandenburgiſch-preußiſchen Staat. 
Der Aufbruch der Nation in den Befreiungskriegen begann bei den 
oſtdeutſchen Menſchen. Bismarck und Hindenburg find Söhne des Oſt— 
raumes. Und am Beginn des neuen Jahrtaujend deut ⸗ 
ſcher Seſchichte ſteht wieder die gewaltige Cat 
eines Menſchen unjeres Oſtraumes, das Werk 
unjeres Führers Adolf Hitler. Deutſchland wäre in der 
bolſchewiſtiſchen Welle untergegangen, wenn es nicht fein großer oſt⸗ 
deutſcher Sohn gerettet hätte. Das iſt der Sinn des Oſtens, daß aus 
ihm die Erneuerung unſeres Volkes immer dann kommt, wenn es zu 
zerbrechen droht. Das Geheimnis der Kraft, die aus dem Olten 
kommt, aber iſt der natjonale Wille unferes Volkes, der in der Oſttat 
immer wieder Geſtalt wurde, und das flarke Gemeinſchaftsgefühl, das 
Sozialiſtiſche im oftdeutſchen Menſchen, das Bewußtſein, daß unſer 
Volk nur beftehen kann, wenn der einzelne fi) opfert für das Ganze. 
Dieſe beiden Kräfte haben, wenn auch oft unbewußt, im Oſten ſeit 
Heinrich I. gewirkt. Durch Adolf Hitler find uns dieſe Kräfte bewußt 
geworden, die auch die neue Oſtarbeit tragen müſſen. Dr. Lüdtke gab 
ſodann ein Bild von der Gerriſſenheit in der Oſtarbeit, wie ſie ſeit dem 
Sulammenbruch von 1918 beftanden hatte, die der Grund für ihre Su- 
Jammenfaſſung auf nationalſozialiſtiſcher Grundlage im Bund Deutſcher 
Offen war. Er umriß die kulturelle Friedensarbeit, die der BDO zu 
leiſten habe, deren Grenzen nach den Kräften jeder Generation ver⸗ 
ſchieden ſeien. Das Siel ſei von Adolf Hitler gezeichnet. Es gelte, 
den Germanenzug nach dem Weſten zu ſtoppen und das Antlitz des 
deutſchen Volkes wieder dem Osten zuzuwenden. Unſere Kulturarbeit 
gelte unſerem geſamten Oſtraum. In der polniſchen Preſſe 
find dieſe Ausführungen finnentſtellend mwieder- 
gegeben worden. Wir verwahren uns dagegen, 
daß die ehrlichen Bekenntniffe unſerer Sührer 
zum Frieden und zur Verſtändigung. verzerrt 
als Mittel einer Propaganda gegen die deutſche 
Friedenspolitik in der Auslandspreſſe mih- 
braucht werden. Es beſteht nur dann die 59 
lichkeit einer Bereinigung der beſtehenden Kon- 
flikte im deutſch-polniſchen Verhältnis, wenn 
nicht immer nur auf deutſcher, ſondern endlich 
auch auf polniſcher Seite der Wille zur Su 
fammenarbeit ſpürbar wird. — Dr. Lüdtke gab dann 
einen Einblick in die Organisation und die praktische Arbeit des 
Bundes Deutſcher Oſten, beſonders, ſoweit ſie die Hiſtoriker inter⸗ 
eſſiert. Für fie Jei in erſter Linie wichtig das Bundesamt für 
Wilfenſchaft und §orſchung mit feiner Abteilung für 
Neuere Oſtgeſchichte und Nachkriegsforſchung. 
Die tatkräftigfte Mitarbeit der deutſchen Wiſſenſchaft im Bund Deut- 
ſcher Olten ſei notwendig. In den Schulbüchern dürfe nicht 
mehr der Often nur „nebenher“ „auch“ erwähnt 
werden, vielmehr müßte in den Leſe⸗ und Ge⸗ 
ſchichtsbüchern der Stoff vom Often her dargeſtellt 
werden. Vor allem aber brauchen wir die Ergebniffe 
der Wiflenſchaft, insbeſondere der Heſchichtswiſſen⸗ 
ſchaft, für den Kampf um unſer Recht. Die Hifto- 
Tiker müjlen eine geistige SA. unſeres Volkes 
werden. Ufer geſchichtliches Recht im Oſtraum ſei Jo klar, daß es 
nur der wiffenjchaftlichen Darſtellung bedürfe, um es vor aller Welt zu 
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Dieje Arbeit ſei von höchſter Bedeu- 
denn durch die Darftellung der Wahrheit 
müßte die flawiſche Scheinwiſſenſchaft wider- 
legt werden, hinter der ein ſtarkes, modern 
ausgerüſtetes Heer ſtände. Was wir wollen, iſt Leiſtung, die 
die anderen zur geſchichtlichen Anerkennung zwingt. Wir brauchen 
keine Objektivität zu fürchten, denn unſere Kulturtat im Oſten, unjere 
Geſchichte gibt uns den Anspruch im Oſtraum und verpflichtet uns, die 
Angriffe der Gegner abzuwehren. Die Mitarbeit aller in innerer 
Gleichſchaltung iſt nötig. Dann werden wir die großen Aufgaben, deren 
Erfüllung unſere Sendung im Oſten von uns fordert, auch löſen. 


Die neue Geſchichtsauffahung kam auf der Tagung beſonders in 
zwei Referaten zum Ausdruck. Archivrat Dr. Weiſe, Königsberg, 
jprach über „die nationalen Aufgaben des Hrenz⸗ 
landarchivars“. Die wilſenſchaftliche Behandlung und Pflege 
von Urkunden und anderen Dokumenten führe zum Beſinnen auf den 
Oweck und die Aufgabe der archivariſchen Arbeit für die Gegen- 
wart. Die Sorderungen unjerer Seit müßten 
bestimmend ſein für die Arbeit der Archivare 
und beſonders der Grenzarchivare. Als Bewahrer 
ſtaaklicher und nationaler Rechtsſätze ſei er zur tätigen Anteilnahme 
am deutſchen politiſchen Leben verpflichtet. Profeſſor Dr. Keufer, 
Danzig, ſprach über „die völkiſche Geſchichtsguffaf⸗ 
jung“ und forderte die bewußte Einftellung des Hillorikers 
auf die Lebensbedürfniſſe unſeres Volkes, ins- 
beſondere auf das politiſch Notwendige. 

Unmöglich iſt es, von den rund 40 gehaltenen allgemeinen und be- 
ſonderen Referaten, die faſt alle die Gejchichte des Oſtraumes in irgend- 
einer Form zum e hatten, auch nur kürzeſte Angaben zu 
bringen. Hervorgehoben ſeien lediglich einige Vorträge, die auch die 
T Öffentlichkeit intereſſieren. Dr. Peterſen, Breslau, 
führte auf archäologiſcher Grundlage den Nachweis, daß Oft- 
pommern, das Netze und Weichſelland ſchon um das 
Jahr 1000 vor Chriſtus von Oftgermanen beſiedelt 
war. Erjt 600 Jahre nach Chriſtus ſind, wie die Ausgrabungen be- 
weiſen, die Slawen in das urſprünglich germaniſche Gebiet vorgedrungen. 
Univerjitätsprofejfor Dr. Platzhoff, Frankfurt a. M., wies in feinem 
Referat, das wegen der 250. Wiederkehr der Schlacht am 
Kahlenberge beſondere Bedeutung hat, nach, daß die Behaup⸗ 
tung der Polen falſch ift, ihr König Johann Sobieſki allein habe am 
12. September 1683 in der Schlacht vor Wien die Kultur des Abend- 
landes vor der Vernichtung durch die Türken bewahrt. Die Net- 
tung der europäiſchen Kultur dankt die Welt nicht 
den Polen, ſondern dem Zuſammenwirben der ver- 
einigten deutſchen und polniſchen Truppen, wo- 
bei die Führung durchaus bei den Deutſchen lag. 
— Monſignore Brachvogel⸗Ciedmannsdorff widerlegte die alte 
polniſche Behauptung, daß Kopernikus Pole geweſen, durch den 
einfachen Nachweis ſeiner Abſtammung. Neben diefen Vorträgen 
wurden u. a. die Nechtsverhältuiſſe Preußens und Polens in früherer 
Geit, die Koloniſation im Often und die Vor- und Frühgeſchichte Oft- 
preußens und des Oftbaltikums und zahlreiche andere Spezialfragen ojt= 
deutſcher Geſchichte behandelt. 

Stärkjte Beachtung fanden mit Recht auch die Vorträge der 
genealogiſchen Abteilung. Gerade der Olten hat das größte öntereſſe 
an der Förderung der Familien- und Sippengeſchichte, die die Be⸗ 
ziehungen aufdeckt, weiche von den heute im Gſten lebenden deutſchen 
Menſchen in früheren Seiten hinüberführen zu allen deutfchen 
Stämmen. U. a. wurde mitgeteilt, daß eine Regiftrierung des Inhalts 
Jämtlicher deutſcher Kirchenbücher in einem zu ſchaffenden Sippenamt 
geplant ſei, wodurch wertvollſtes familienkundliches Quellenmaterial 
ſichergeſtellt würde. 


Gftland⸗Woche. 


Wer wird Bölkerbundkonmijjar in Danzig? 


Der ſozialdemokratiſche „Nobotnik“ veröffentlichte eine Liſte von 
acht A dee für den Poſten des Hohen Kommiſſars in Danzig; er 
nannte den ſpaniſchen Gefandten in Stockholm, Oviedo, den englifchen 
Sachverſtändigen für Paläftina, Stimjon, den Engländer Cove, 
wei Bulgaren, einen Portugiefen, den ehemaligen öſterreichiſchen Se- 
jondten in Warschau, Po ſt, und den eſtniſchen General Caidoner. 
Eine Bestätigung, daß einer der hier Genannten beſondere Ausſicht hätte, 
Nachfolger Helmer Noſtings zu werden, liegt von anderer Stelle nicht 
vor. Beim „Vobotnik“ ſcheint der Wunſch der Vater des Gedankens 
geweſen zu ſein. Bei den genannten Persönlichkeiten handelt es ſich 
durchweg entweder um Vertreter kleiner Staaten, wie Bulgarien, 
Portugal, Sſterreich und Estland, oder um Vertreter von Staaten, die, 
wie Spanien, an der Danziger Frage nur ein geringes Intereſſe 
haben, oder ſchließlich um Politiker, denen, wie den beiden Engländern, 
der Auf beſonderer Polenfreundſchaft vorausgeht. Übrigens ſind auch 
Poſt und Laidoner bekannte Polenfreunde. Poſt hatte ſich auf feinem 
WVarſchauer Polten jahrelang um eine Annäherung zwischen Öfterreich 
und Polen bemüht und jeden Verſuch, die Stellung Wiens und Berlins 
zu Warſchau auf eine geſamtdeutſche Linie zu bringen, hintertrieben. 
Paidoner iſt als eſtniſcher Generalſtäbler leit jeher einer der Haupt- 
vertreter einer Zuſammenarbeit zwiſchen Eſtland und Warſchau, und 
war nicht nur auf militäriſchem, ſondern auch auf politiſchem und 
kulturellem Gebiet. Für Deutjihland wären derartig einſeitig für 


Polen eingeſtellte Persönlichkeiten auf dem wichtigen Danziger Kom- 
miffarpojten schlechthin untragbar. 


Die Judenfrage auf dem Alinderheitenkongreßz. ö 


In Bern tagte vom 16. bis 19. September der 9. Cu ro päiſche 
Nationalitäten kongreß, der inſofern eine Senſation zu 
werden verſprach, als auf ihm das deutſche Judenproblem 
zur Diskufjion geſtellt werden ſollte. Von jüdiſcher Seite war dem 
Kongreß eine Art Ultimatum zugeſtellt worden, das von dieſem eine die 
deutſche Judengeſetzgebung verurteilende Entſchließung verlangte, vom 
Kongreßrat jedoch abgelehnt wurde, was die jüdiſchen Gruppen ver⸗ 
anlaßte, den Sitzungen des Kongreſſes Pn S l Das Haupt- 
referat zur deutſchen Judenfrage, das Dr. Paul Schiemann über das 
Thema „Nationale Difimilation und Nationalitätenrechte“ halten follte, 
mußte wegen Erkrankung des Referenten ausfallen. Immerhin ſtand 
die Judenfrage doch im Mittelpunkt des Intereſſes. Der Vorſitzende, 
Or. Wiljon, hob ſchon in feiner Eröffnungsrede hervor, daß dieſem 
Problem grundſätzliche Bedeutung zukomme und daß der Kongreß an 
ihm nicht vorbeigehen könne. Es ſei im Völkerleben und im Naiionali- 
tätenrecht etwas völlig Neues, daß ein Staat beſtrebt ſei, einen be 
ftimmten Bevölkerungsteil aus dem Volkskörper des ſtaatsführenden 
Volkes aus zugliedern und ihn zu einer nationalen Minderheit 
zu machen. Die deutſchen Volksgruppen gaben zu Beginn des Kon⸗ 
greſſes ihrer Verbundenheit mit dem Geſchehen im Neiche durch eine 
Erklärung Ausdruck, in der es u. a. heißt: „Die deutſchen Sruppen 
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haben ſich lets gegen die Ajlimilation gewandt, weil fie die 
Vindung an das Volkstum und an die Kultur des eigenen Volkstums 
als höchſtes Gut und mit ihnen zuſammen als wichtigſten Gegenſtand 
der Schutztätigkeit unjeres Kongreſſes anſehen. Die Ausgliede- 
rung völkiſch andersgearteter und befonders 
andersraſſiger Menſchen aus einem Volkskörper 
halten wir für grund ſätzlich berechtigt, wobei wir es 
jedoch auch für gerechtfertigt erachten, wenn bei Dilſimilierung die zu 
Minderheiten gemachten Menjchengruppen beſtrebt Jind, die Rechte 
auch für ſich geltendzumachen, für die unfer Kongreß eingetreten iſt.“ 
Die deutſchen Volksgruppen erklärten ſich hiermit zu einer Ausſprache 
über die Judenfrage in Deutſchland grundſätzlich bereit. Sie waren 
aber entſchloſſen, ſeder Stellungnahme des Kongreſſes, in der die 
Haltung Deutschlands in der Judenfrage etwa verurteilt wurde, auf 
das ſchärfſte enigegenzutreten und gegebenenfalls den Kongreß zu ver- 
lajfen. In dieſem Sinne war auch zwiſchen den deutſchen Volksgruppen, 
dem Präjidium und den übrigen Gruppen eine freundſchaftliche Ver- 
abredung getroffen worden. Als unter Bruch diefer Verabredung 
trotzdem von einzelnen Gruppen verſucht wurde, eine Erklärung gegen 
Deutſchland abzugeben, kam es zu einem Zuſammenſtoß, jo daß die 
Sitzung, um den Kongreß zu retten, abgebrochen werden mußte. Der 
Kongreß konnte ordnungsgemäß fortgeführt werden. Es iſt auch ohne 
die Juden gegangen. 


Verſchiebung der Gemeindewahlen in Oberſchleſien? 


In der Wojewodſchaft Schleſien ſollten im Herbſt d. J. 
die geſetzmäßigen Hemeindewahlen ſtattfinden. Der Termin zu 
dieſen Wahlen ſoll jedoch ohne Genehmigung durch den ſchleſiſchen 
Sejm um zwei Jahre hinaugeſchoben werden, Lediglich im 
Kreiſe Bielitz Biala, der ebenfalls zur Wojewodſchaft 
Schleſien gehört, ſollen die Wahlen ſtattfinden. 


gerjförung der Notſchächte. 


Nach Mitteilungen der polniſchen Preſſe haben die Gruben- 
verwaltungen, die der Kohlenkonvention angehören, an das 
Handelsminiſterium in Warſchau eine Eingabe gerichtet, in der die 
völlige Vernichtung der Notſchächte durch die poli- 
zei verlangt wird. Nach den Seltjtellungen der Kohlenkonvention 
werden durch dieſe Notſchächte monatlich etwa 30 000 Co. 
Kohle gefördert. Schätzungsweiſe ſoll die Zahl der Notſchächte 
im oberſchleſiſchen Kohlenrevier rund 3000 betragen. Die Gruben- 
verwaltungen begründen ihren Antrag damit, daß der wilde Kohlen- 
abbau den Abſatz ihrer Gruben beeinkrächtige. 


Ofloberſchleſiſcher Wirtſchaftskongreß. 


Auf einem in Kattowitz abgehaltenen großen Wirtſchafts- 
kongreß wurden folgende Cheſen aufgeſtellt und gebilligt: In bezug 
auf das Aktienkapital in der Schwerinduſtrie ſoll ein Programm aus- 
gearbeitet werden, das im Ergebnis einer Nationalifierung 
des Aktienkapitals gleichkommt. Die Abhängigkeit 
der Induſtrie von deutſchen Kreditquellen, insbeſon⸗ 
dere die Abhängigkeit des geſamten oſtoberſchleſiſchen Wirtſchafts⸗ 
lebens von deutſchen Banken Joll eine Anderung inſofern erfahren, als 
dieſe nur auf polniſche oder zum mindeſten auf Geldmittel befreundeter 
Staaten geſtützt wird. Es ſoll eine Reviſion der geſamten 
Sinanzbeziehbungen zum Ausland, insbejondere ju 
Deutſchland vorgenommen werden. Serner Joll eine genaue Über- 
prüfung aller Schulden der Induftrie durchgeführt wer- 
den. Als Schlußforderung wurde zum Zwecke der Erleichterung des 
verwaltungsmäßigen Verfahrens und der Einheitlichkeit des Induſtrie⸗ 
gebietes die Ausdehnung der Grenzen der Woſewodſchaft Schleſien 
verlangt, und zwar ſoll das Dombrowaer und Krakauer 
an in die Wojewodſchaft Schleſien einbezogen 
werden. 


Der Konkurs der Bank Stadthagen. 

Großes Aufſehen erregte die Nachricht, daß der frühere polniſche 
Leiter der in Polen und Pommerellen allgemein bekannten Bank 
Stadthagen in Bromberg, Bauer, und der Vorſitzende des 
Aufſichtsrates dieſer Bank, der ſchwediſche Ehrenkonſul und Stadtrat 
Rolbieſki verhaftet worden ſind. Beiden wird vorgeworfen, durch 
eine leichtfertige Kreditpolitik und durch eine Nachläfligkeit in der 
Leitung der Bank den Vermögensſtand des Finanzinſtituts Jo unter- 
graben zu haben, daß zunächſt Geſchäftsaufficht beantragt 
und dann Konkurs angemeldet werden mußte. Durch den 
Konkurs der einſt angeſehenen großen Bank, die nach dem politiſchen 
Umſchwung in eine polnische Akkiengeſellſchaft umgewandelt wurde und 
eine polnifche Leitung erhalten hatte, iſt eine große Anzahl von 
Gläubigern und Sparern in Mitleidenſchaft ge⸗ 
zogen worden. Die Pajliven betragen über drei Millionen. Der 
Bankenkrach ſpielt auch inſofern nach Deutſchland hinüber, als vlele 
von den Sparern, die inzwiſchen nach Deutſchland 
abgewandert Jind, noch an den Einlagen beteiligt 
waren. Der Gläubigerausſchuß hat jetzt die ſtrafrechtliche Verfolgung 
der Hauptverantwortlichen beantragt. 


Schwere Bluttaten in Friedeushütte. 
In Sriedenshütte (Oſtoberſchleſien) ereignete Jih eine ſchwere 


Bluttat. Der 21 Jahre alte Dylong, der dem Deutſchen Volks- 
dund angehörte, erhielt von Unbekannten jo ſchwere Mefferſtiche, 
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daß der Cod auf der Stelle eintrat. Der Bluttat war eine Ausz 
einanderſetzung vorangegangen, die durch das provokatoriſche Ver“ 
halten mehrerer polniſcher Ingenieure und Hüttenpraktikanten ver⸗ 
»anlaßt worden war. Der polnische Mefferftecher, der unbedingt dem 
kreis feiner Freunde bekannt fein muß, iſt noch nicht ermittelt. — Eben⸗ 
falls in Friedenshütte (Oſtoberſchleſien) wurde der Reichsdeutſche 
Saſſe von vier Jungaufſtändiſchen überfallen und ſchwer 
mißhandelt. Der Überfallene konnte einen der Burſchen als den 
Aufftändiſchen H. Strzoda aus Friedenshütte erkennen. eitere Be- 
ſchimpfungen und Bedrohungen wurden gegen den Deutſchen Schaf- 
ranietz ausgestoßen. Man drohte, ihn zu erſchießen, falls er die 
Fenſter nicht ſchließen würde. Die polniſchen „Helden“ wurden nach- 
her von ihren Kollegen wegen ihrer Cat gefeiert. 


Polniſches Militärflugzeug über Neu⸗Beutſchen. 


Am 16. September, vormittags 7.10 Uhr, überflog ein aus Polen 
kommendes Flugzeug die Siedlung und den Grenzbahnhof Neu- 
Bentſchen und verſchwand in nördlicher Richtung. Gegen %10 Uhr 
kam das Flugzeug wieder zurück und wurde jetzt über der Siedlung 
einwandfrei als polniſches Militärflugzeug erkannt; es 
flog in Richtung Bentſchen zur Grenze, kehrte aber nach kurzer Seit 
nochmals nach Deutschland zurück. 


Franzöſiſche Kritik an Polen. 


Im „Petit Bleu“, einem in frauzöſiſchen parlamentariſchen 
Kreiſen geleſenen Blatt, wurde ein Buch des franzöſiſchen Journaliſten 
Louis Roub aud bejprocen, das ſich mit den polniſchen Regie- 
rungsmethoden, insbeſondere mit der Verfolgung der Ukrainer Oſt⸗ 
polens befaßt. Cs heißt in dieſer Nezenſion u. a.: „Durch den Ver- 
ſailler Vertrag haben wir Polen wiederaufgerichtet, haben ihm ſeine 
Grenzen gegeben. Wir wußten Jehr genau, daß dieſe Grenzen, von der 
Weichſel bis zu den Karpathen, gleichſam die frauzöſiſchen Grenzen 
ſein werden. Aber wir wiſſen fajt gar nichts von dem, was hinter dieſen 
Grenzen vorgeht, bei dieſen ewigen Geldpumpern, die ſchon Milliarden 
aus uns herausgezogen haben und uns ohne Sweifel weitere Milliarden 
koſten werden. So iſt Polen im Norden des berüchtigten Korridors 
auf dem beſten Wege, den Danziger Hafen zugunſten des Hafens von 
Gdingen zu ruinieren. Diejer, zugleich Kriegs- und Handelshafen, ift 
von einer franzöſiſchen Geſellſchaft mit franzöſiſchen Kapitalien finan- 
ziert worden. Am anderen Ende des Landes wohnen oder vielmehr 
ſterben etwa 6 Millionen Ukrainer, die durch den Friedensvertrag 
Polen einverleibt wurden und jetzt langſam von den Polen vernichtet 
werden. Die franzöſiſche Preſſe bat kein Wort von dieſen polnischen 
Greueltaten gesprochen. Die polniſche Dreffe, die wegen der Juden- 
verfolgungen in Deutfchland geſchrien und proteſtiert hat — es gibt 
viele Juden in Polen, die das intereſſiert —, hat das gleiche Still- 
schweigen wie die franzöſiſche Preſſe bewahrt.“ Das Blatt zitiert dann 
einige Stellen aus dem Berichte Noubauds, aus denen hervorgeht, wie 
die Polen ganze ukrainische Dörfer und Landſtriche plündern: „Man 
legt einer ganzen Bevölkerung körperliche Strafen auf. Man erpreßt 
Steuern und reguiriert, ohne erſt nach den Schuldigen zu Juchen. 
Strafexpeditionen werden in alle Ortſchaften unternommen, ja ſelbſt 
dahin, wo keinerlei Sabotageakt vorgekommen iſt und wo die Bevölke⸗ 
rung loyal und friedlich geblieben iſt. Dörfer werden, in Maſſen ver⸗ 
brannt, die Bauern gemartert.“ Der „Petit Bleu“ ſchließt dann wie 
folgt: „Es it gut Jo, daß wir von all dieſem Kenntnis erhielten und 
diejenigen näher kennenlernen, die unſere Verbündeten ſind.“ 


Immer neue Schikanen gegen die Hultschiner. 


Vor dem Troppauer Kreisgericht hatten ſich drei Männer aus 
Sandowitz (Hultſchiner Ländchen) wegen angeblichen Vergehens gegen 
das tſchechiſche Schutzgeſetz zu verantworten. Die Anklage warf den 
Angeklagten vor, ſich am J. Mai in Ratibor an den großen 
Maifeiern beteiligt zu haben. Beſonders hatte ſich der 
esjährige Julius Schula „ſtrafbar“ gemacht, der bei den Feiern in 
einer altpreußiſchen Militärhoſe und einer Soldatenmütze erſchienen ſei. 
Das Urteil lautete gegen Jämtliche Angeklagte auf je ſechs Wochen 
Arreſt. P 


Preſſevertreter Kowno— Warſchau. 


Dieſer Tage trifft in Warſchau ein Vertreter Kownoer Seitungen 
ein; er wird ſtändig in Warſchau bleiben und wird u. a. auch das 
litauiſche amtliche Blatt „Lietuvos Aidas in Warſchau vertreten. 
Nach Kowno wird ſich als ſtändiger Berichterſtatter des polniſchen 
Regierungsblattes „Gazeta Polska“ Thaddäus Katelbach be⸗ 
geben. Der oberſchleſiſche Jude Katelbach war früher der Leitartikler 
der Polenbundpreſſe in Deutſchland. Bisher gab es in Warſchau 
keinen litauiſchen Geitungskorreſpondenten. 


Woldemaras, der Bochverräter . 

Der ehemalige litauiſche Miniſterpräſident, Profeſſor. Wol de⸗ 
maras, deſſen Buch 101 tauenu 19 Deutſchland“ viel Staub 
aufgewirbelt hat, wird von der geſamten litauifchen Preſſe wieder 
ſcharf angegriffen. Einige Blätter bezeichnen ſeine Stellung- 
nahme jum Memelproblem als Hochverrat und fordern 
ein Eingreifen der zuständigen Stellen. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß 
gegen Woldemaras erneut vorgegangen wird, wenn er nicht rechtzeitig 
den Nat zum Verlaſſen Litauens befolgt. 
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Die polniſche Schulpolitik. 


In Bromberg fand eine Vorſtandsſitzung des Deut⸗ 
ſchen Schulvereins in Polen ſtatt, die ſich mit der Lage des 
deutschen privaten Schulweſens in den Wojewodſchaften Polen und 
Pommerellen beſchäftigte. Der Vorſtand faßte folgende Entschließung: 
„Der Vorſtand des Deutſchen Schulvereins in Polen beklagt, daß 
die Verhältniffe des Schulweſens mit deutſcher Unterrichtsſprache 
noch immer nicht durch ſolche allgemeingültigen 
Verordnungen geregelt find, die auf die Eigenart der 
Schulen mit deulſcher Unterreichtsfprache und auf die in Verfaſſung 
und internationalen Verträgen der deutſchen Minderheit zugeſicherten 
kulturellen Nechte Rückſicht nehmen. Weiterhin beklagt der Vorstand 
des Schulvereins, daß der Lehrplan der deutſchen Schulen 
nicht durch allgemeingültige Verordnungen des Miniſters geregelt iſt, 
jondern dem Einfluß nachgeordneter Schulbehörden 
überlaffen bleibt. Die verwaltungsmäßigen Hemmniſſe, die der 

Entſtehung und Fortführung der privaten Schulen mit deutſcher Unter- 
richtsſprache gemacht werden, dauern an. Beſonderen Einfpruch er- 
hebt der Vorſtand dagegen, daß in Verbindung mit dem Schulgeſetz 
vom März 1932 von den privaten Schulen verlangt wird, in das 
Grundſtatut der Schulen und damit für alle Zukunft verbindlich die 
Erklärung aufzunehmen, daß Geſchichte und Erdkunde in 
polniſcher Sprache zu erteilen Jei, weil er darin eine Ein- 
ſchränkung des der deutſchen Minderheit zugeſicherten Nechts auf 
freien Gebrauch der Mutterfprache erblickt. Dabei erklärt der Vor- 
ſtand ausdrücklich, daß er einverſtanden iſt mit einem Umfang des 
polniſchen Sprachunterrichts in den deutschen Schulen, wie 
es für deren Schüler nötig ift, damit Jie ihre ſtaatsbürgerlichen 
Pflichten als Bürger deutscher Nationalität in der Republik Polen 
erfüllen können.“ 

* 

In Polichnow, Kreis Wirſitz, hat die deutſche Elternſchaft den 
Schulſtreik beſchloſſen, weil der langjährige deutſche Lehrer ſeines 
Anıtes entſetzt wurde und die 43 deulſchen Kinder einem polnijchen 
Lehrer zugeteilt wurden. Der bisherige ſehr geschätzte deutſche Lehrer 
Schönfeld hatie an einer Pilſudfki-Seier der polniſchen nationalen 
Verbände teilgenommen und den Saal verlaſſen, als eine Hetzrede gegen 
den Reichskanzler Adolf Hitler und Deutschland gehalten und das be⸗ 
kannte Hetzlied Nota gefungen wurde. In dieſer ſelbſtverſtändlichen 
Betonung deutſcher Volksverbundenheit erblicken die Polen offenbar 
eine „Beleidigung“ des polniſchen Staates. Schlimm genug für ſie, 
wenn man ſie durch Wahrung des nationalen Anſtandes beleidigen 
kann. 

* 

Diei Kinder einer deutſchen Samilie in Piekar (Oft- 
oberſchleſien), die die Minderheitsſchule bejuchen, erkrankten innerhalb 
eines kurzen Geitraumes an Nuhr und Diphtherie. Trotzdem die 
Kinder entschuldigt und ärztliche Beſcheinigungen vorgelegt wurden, 
erhielten die Eltern in jedem Salle Straf mandate in Höhe von 
18 bis 20 Zloty. Den wahren Sweck diefer Strafmandate zeigte die 
Außerung des Schulleiters, der erklärte: „Es genügt ein Wort 
von mir, aber Sie mülfen Ihre Kinder in die pol- 
niſche Schule chicken, da brauchen Sie keinen Amtsvorſtand, 
ich werde Ihre Kinder einkleiden und in Ihrer Nähe in die Schule 
ſchicken, ihnen Frühſtück geben und noch vieles andere — aber für 
Feinde habe ich kein Wort übrig! 


* 

Im Dorfe Dale zun ift eine deutſche Schülerin auf dem 
Heimwege von zwei polniſchen Schülern angehalten und 
folgendermaßen behandelt worden: Nach einer Beſchimpfung des wehr⸗ 


loſen Mädchens verrichtete, während der eine das Mädchen feſthielt, 
der andere der Helden vor ihren Augen ſeine Notdurft, wobei er die 
Büchertaſche der Überfallenen als Latrine benutzte. Darauf wurde 
dem Mädchen Geſicht, Haare und Hals mit Menſchenkot beſchmutzt. — 
Einige Cage ſpäter wurde ein deutſcher Schüler Reimann 
von polniſchen Jungen überfallen, ju Boden geſtoßen und mit Ketten 
und Steinen blutig geſchlagen. 


* 
Vor kurzem wurden die Mitglieder des Invalidenverbandes in 
Bielitz zu einer Sufammenkunft eingeladen, wo ihnen die Mit⸗ 
teilung gemacht wurde, daß dieſenigen, deren Kinder die 


deutſche chule beſuchen oder demnächſt beſuchen ſollen, 
künftig keine Invalidenrente mehr erhalten 
werden, wenn fie nicht innerhalb 14 Tagen die 


Kinder in polnische Schulen überführen lajlen. An⸗ 
geblich ſoll es ſich um eine Verfügung von amtlicher Seite handeln, 
das betreffende amtliche Schriftſtück wurde aber keinem der Ver- 
ſammlungsteilnehmer gezeigt. Von minderheits-deutjeher Seite wurden 
gegen dieſe Einſchüchterungsverſuche bei den amtlichen Stellen ſofort 
Beſchwerde erhoben. 


* 
Trotz der vielen Anfeindungen, Versprechungen und ſchließlich auch 
der Gewalttaten, die gegen die deutſche Minderheit angewandt werden, 
kann man mit voller Befriedigung feſtſtellen, daß das deutſche 
Schulweſeneinen vollen Erfolg erzielt hat. Von 841 An- 
trägen auf Umſchulung aus öffentlichen polniſchen in öffentliche 
deutſchee Schulen kamen 668 Anträge durch. Außerdem wurden 
von 440 Anträgen auf Umſchulung von Kindern aus öffentlichen pol= 
niſchen Lehranstalten in die privaten deutſchen Volksſchulen 163 
als gültig anerkannt. Etwa 450 Anträge wurden abgewieſen. Die be⸗ 
troffenen Erziehungsberechtigten feten ihren Kampf um die Um- 
ſchulung fort. In der Gemeinde Piekar wurden allein 134 Anträge 
geſtellt, von denen 132 durch kamen., 


Der Doeutſche Kulturbund für Polniſch-Oberſchleſien hatte für den 
12. September den Königsberger Univerſitätsprofeſſor Dr. Rudolf 
Craemer zu einem Vortrag eingeladen. Prof. Craemer ſollte über 
die „Weltanſchauung der jungen deutſchen Generation“, alſo ein be- 
ſonders aktuelles Chema, ſprechen. Wenige Stunden vor Beginn des 
Vortrages teilte die Polizei den Veranſtaltern mit, daß Prof. CTraemer 
keine Sprecherlaubnis erteilt werden könne. Der Vortrag, 
dem die deutſchen Kreiſe das ſtärkſte Intereffe entgegengebracht hatten, 
konnte ſomit nicht ſtattfinden. 


* 

Die Katholiſche Univerfität in Lublin erhielt die 

ſtaatlichen Rechte auf Grund des Geſetzes über die neue Verfaſſung der 

akademiſchen Schulen. Im Suſammenhang damit hat die Univerſität 

jetzt das Recht der Verleihung der willenſchaftlichen Grade, und zwar 

des Titels eines Magisters und des Doktors ſowie das Necht der 
Organiſierung einer Fakultät für bumaniſtiſche Studien. 


Das polniſche Innenministerium hat eine Verordnung erlaſſen, durch 
die die Einfuhr von Landkarten, die vom Kartho⸗ 
graphiſchen Institut in Berlin herausgegeben Jind, 
verboten wird. Das Verbot wird damit begründet, daß die deut⸗ 
ſchen Landkarten falſche ſtatiſtiſche Angaben enthielten und daß die 
Grenzlinien auf den Karten über die tatſächlichen, Grenzen hinaus⸗ 
gezogen ſeien und die „Croberungsabſichten Deutſchlands“ veranfıhau- 
lichen. 


Geſellſchaft der Freunde der kaſchubiſchen Kultur. 


Vor kurzem wurde in Polen eine „Geſellſchaft der 
Freunde der kaſchubiſchen Kultur“ ins Leben gerufen. 
Die Tätigkeit dieſer Geſellſchaft Joll ſich zunächſt auf den Seekreis 
erftrecken und Jpäter auch auf die übrigen kaſchubijchen Kreiſe Pomme- 
rellens ausgedehnt werden. Nach dem „Dien Pomorfki“ ift der 
Zweck der Geſellſchaft: „a) die moraliſche und materielle Unterstützung 
Faſchubiſcher Schöpfungen auf dem Gebiete der Literatur, der Kunſt 
und Wifenfhaft, b) die Erlangung von urſprünglichen und dauernden 
Kulturwerten aus der Kaſchubei, e) die Anknüpfung und Unterhaltung 
von Beziehungen zwiſchen den Kaſchuben und den anderen Gebiets- 
teilen Polens, d) die Unterſtützung der kaſchubiſchen Kultur und des 
kaſchubiſchen Lebens außerhalb der Staatsgrenzen. Zur Verwirk⸗ 
lichung dieſer Ziele“, Jo heißt es weiter, „it die Geſellſchaft bestrebt, 
Mujeen zu gründen, Bibliotheken anzulegen, Unterſuchungen über die 
Vergangenheit der Kaſchubei und ihrer Bewohner nach feder Nichtung 
hin zu organiſieren, entſprechende Publikationen herauszugeben, die 
geſchichtlichen Denkmäler zu ſchützen und die ſchriftſtelleriſche Tätig- 
keit zu fördern. : 3 

Es wird gut Jein, wenn von deutſcher Seite den in dieſer Geſell⸗ 
schaft zufammengefaßten Bestrebungen von vornherein beſondere Auf- 
merkjamkeit zugewandt wird. Die Geſellſchaft verfolgt weniger 
kaſchubiſch regionale als großpolniſche Hiele. Wenn 
fie es für nützlich und notwendig hält, das ſpezifiſch Kaſchubiſche in 
Kunſt, Literatur und Wiſſenſchaft zu pflegen und zu beleben, Jo liegt 
darin das bedeutfame Eingeſtändnis, daß Kaſchubiſch und Pol 


niſch nicht jo unbedingt dasſelbe Jind, wie es ge- 
meinhin von der polniſchen Propaganda dargeſtellt 
wird. Die Beſtrebungen der Geſellſchaft werden von der Erfahrung 


diktiert, daß die bisherige Methode der Gleichſetzung von Kaſchubiſch 


und Polniſch und der Negierung einer kaſchubiſchen Sonderart gegen- 
über dem Polnischen bei den Kaſchuben ſelbſt kein Verſtändnis ge⸗ 
funden und eine Reaktion zugunſten der deutjchen Seite geweckt hat. 
Aus diejer Erkenntnis heraus hat es ſich die „Geſellſchaft der Freunde 
der kaſchubiſchen Kultur“ zur Aufgabe geſetzt, die Sonderart der Ka⸗ 
ſchuben zu pflegen, um dieſe um jo ſicherer und feſter an Polen zu 
binden. Zu verſtehen iſt der Iweck der Geſellſchaft nur, wenn man dieſe 
als einen Teil des Kampfes um die Erhaltung des 
Korridors, defen Nordteil ja von den nichtpoluiſchen Kaſchuben 
bewohnt wird, auffaßt. Demgemäß wird die Geſellſchaft Wert darauf 
legen, alles das aus dem kulturellen Leben der Kaſchuben auszumerzen, 
was darin deutschen Urjprunges ilt, und lediglich u pflegen, was ihr 
als „rein lawiſch“ erſcheint. Ihre Unterſuchungen über die Geſchichte 
der Kaſchubei werden dem Zwecke dienen, den deutſchen Einfluß wege 
zudiskutieren, der jahrhundertelang auf Land und Leute beſlimmend 
eingewirkt hat. Ihre Bemühungen werden dahin gehen, im übrigen 
Polen Intereſſe für die Kaſchuben zu wecken und bei dieſen Jelbit dae 
Mißtrauen und die Abneigung gegen die polniſchen „Volksgenoſſen“ 
zu überwinden. Über die gegenwärtigen Grenzen hinaus wird ſie ihre 
Arbeit auch auf die reichsdeutſchen Grenzkreiſe, in denen noch ver⸗ 
ſprengte kaſchubiſche Volksfplitter ſiedeln, ausdehnen. 
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Die baltiſchen Staaten. 


l Eftland. 


Je mehr die politiſche Lage in Estland der Entſcheidung entgegen- 
reift, die der Erneuerungsbewegung der eſtniſchen Freiheitskämpfer 
vorausſichtlich die Führung des eſtniſchen Volkes und Staates bringen 
muß, um jo mehr gewinnt die Einjtellung des Verbandes der Freiheits- 
kämpfer zu den im Lande lebenden nichteſtniſchen Volksteilen, aljo 
insbejondere und in erſter Linie zu den deutſchen Balten an Bedeu- 
tung. Von diefer Einſtellung wie auch von der politiſchen Einſicht der 
baltiſchen Führung hängt es ab, wie ſich in Zukunft die Beziehungen 
diefer beiden Volksſtämme zueinander geſtalten werden, zweier Völker, 
die ein gemeinſames Schickſal ſeit 700 Jahren an dieſelbe Heimatſcholle 
gebunden hat und die beide auf Gedeih und Verderb mit der ge- 
meinſamen Heimat verbunden Jind. Die beiderfeitige Führung muß 
ſich deſſen bewußt Jein, daß die nunmehr zu treffenden Entſcheidungen 
auf das Verhältnis der beiden Volksſtämme zueinander, ja mehr 
noch, das Verhältnis des deutſchen Geſamtvolkes zum Eſtentum für 
alle Sukunft von richtunggebender Bedeutung ſein werden. Es gibt 
in Eſtland außer den genannten einige weitere Nationalitäten, jo 
Rufen, Schweden und Juden, indelſen haben dieſe in der Geſchichte 
des Landes nie eine Nolle gejpielt und werden für die weitere Ge⸗ 
ftaltung des Landesſchickſals ſicherlich nie von Bedeutung fein. Man 
kann daher füglich in Estland nur von zwei Staatsvölkern reden, von 
den Eſten und den deutſchen Balten, obgleich die bisher bei den Esten 
herrſchende Richtung der deutſchen Heimatgenoſſen den Rang als 
gleichberechtigtes Staatsvolk nie hat zuerkennen wollen. Um Jo er⸗ 
freulicher iſt es, daß das Preſſeorgan der Freiheitskämpferbewegung 
„Vöitlus“ neulich in nicht mißzuverſtehender Weile den Standpunkt 
des künftigen neuen Eſtland zur Nationalitätenfrage im Staat klar⸗ 
geftellt hat. In einem „Die Frage der völkiſchen Minderheiten“ über- 
ſchriebenen Artikel führt der „Vöitlus“ u. a. aus, daß zwischen 
Nationalismus und Chauvinismus eine klare Grenze zu ziehen ſei. 
Die darauf folgenden grundſätzlichen Auseinanderſetzungen über dieſe 
beiden Begriffe bewegen ſich auf der Ebene des jedem National- 
lozialiſten geläufigen Leitſatzes, wonach der neue Nationalismus feinem 
Weſen nach vom alten Nationalismus liberaliſtiſcher Prägung ver- 
Jebieden iſt und gerade die fanatiſche Liebe zu ſeinem eigenen Volks- 
tum den neuen Nationalialiſten dazu befähigt, einem fremden Volkstum 
jede Gerechtigkeit angedeihen zu laſſen. Das eſtniſche Voll Jei, jo 
fährt der „Vöitlus“ fort, ſeiner Weſensanlage nach zur Einfühlung 
in andere Nationalitäten beſonders befähigt, und wenn bisher eine 
gewiffe völkiſche Unduldſamkeit zutage getreten Jei, Jo ſei diefe — 
jowelt die anderen Nationalitäten nicht ſelbſt Anlaß dazu gegeben 
hätten — nur gewiſſen degenerierten Cliquen eigen, die ſich zu Unrecht 
als „national“ bezeichneten. Die hiſtoriſche Nolle des eſtniſchen Volkes 
jei die eines Vermittlers zwiſchen Weſt und Oſt, und dieſe Rolle 
bringe es mit ſich, daß die Eſten mehr als andere Völker auf Duld- 
Jamkeit und Verſtändnis für die Völker ihrer Umgebung angewieſen 
jeien. Es beſtehe ſomit kein Anlaß, beim Aufbau des Staates die 
andersnationalen Heimatgenoſſen, die Seite an Seite mit den Eſten 
kämpften, beiseite zu laſſen. Insbeſondere verweilt der „Vöitlus“ auf 
die „Jüngere Generation“ — gemeint ift die baltiſche nationalſozia⸗ 
liſtiſche Bewegung —, die bereit ſei, dem eſtniſchen Volkstum die 
Hand zu reichen, und die auf dem Boden vollen gegenſeitigen Ver- 
trauens ihre Kräfte zum Nutzen der gemeinfamen Heimat einjeten 
wolle. Der Artikel ſchließt mit den Worten: „Das eſtniſche 
Volk ſteht wiederum vor ſchweren und entſchei⸗ 
denden Kämpfen. Es erwartet, daß fich in dieſem 
Kampf auch klärt, wer Sreund und Bundes 
genoſſe ift und wer Seind Und daraus wird lich 
dann ergeben, wie es einem jeden ſeine Hand ent- 
gegenſtreckt — in Handſchuh oder ohne ihn.“ Das 
Organ der baltiſchen Nationalſozialiſten „Der Aufltieg“ bemerkt 
bierzu in ſeiner Nummer vom 17. September in einem „Entſchei⸗ 
dungen“ betitelten Auffat, das baltiſche Deutſchtum müſſe ſich an- 
geſichts der herannahenden Volksabſtimmung über das Verfaſfungs- 
änderungsprojekt der Freiheitskämpfer endlich darüber klar werden, 
mit wem es zufammengehen wolle, mit den Partei- und Parla- 
mentspolitikern, oder mit der eſtniſchen Erneuerungsbewegung. Ein 
drittes — Neutralität — gäbe es nicht, weil die Balten damit auf 
ihre ſtaatlichen Nechte als bodenſtändige Bürger verzichten würden. 
Das deutſche Baltentum müſſe den Mut haben, ſich für die Zukunft 
zu entſcheiden, um Jo mehr als dieſe Zukunft unabwendbar ſei, gleich- 
gültig wie die baltiſche Entscheidung auch immer ausfallen würde. 
Der „Aufftieg“ erinnert daran, daß im Jahre 1918, als das Balten⸗ 
regiment mit den Ejten gemeinſam gegen den Bolſchewismus gekämpft 
und geblutet habe, eine Verbundenheit in der Stunde der Not ent— 


ſtanden ſei und daß auch heute der Weg zu den Mitkämpfern von' 


1918 weiſe. Der „Aufſtieg“ zweifelt nicht, daß die Entscheidung im 
Sinne des Vermächtniſſes des Baltenregiments ausfallen würde. Um 
Jo bedauerlicher iſt es, daß die deutſche „Revaler Zeitung“, blind für 
den auch in den Volksſtämmen Sſtlands heraufziehenden neuen Geift, 
das Grundlätzliche diefer Auseinanderſetzung zwiſchen Deutſchen und 
Eſten überſieht und eine ſchwächliche Stellung lahmer Bedenken und 
Einſchränkungen bezieht. Dieſe Haltung hat indeſſen, was mit allem 
Nachdruck feſtgeſtellt ſei, für das baltiſche Deutſchtum in feiner Ge- 
Faber keine Geltung, da dieſes ſich immer machtvoller unter der 
ahne des Erneuerungsgedankens zufammenſchließt. —19.— 


| Lettland. (Fortſetzung.) 


Der ehemalige Miniſterpräſident Skujeniek*) fetzt ſich mit 
einen in der „Nigaſchen Rundschau“ veröffentlichten, von 
Dr. Burchardt über die lettiſche Agrarreform verfaßten Auffatz 
auseinander. Was er Jagt, it 3. C. in der letzten Nummer des 
„Ostland“ wiedergegeben worden. Er behauptet nämlich, daß die 
Bewilligung der vier (übrigens durchaus berechtigten) Forderungen, 
die in jenem Aufſatz von Dr. Buchardt aufgeſtellt werden, „die 
lettiſche Agrarreform zunichte machen und die Okkupationszeiten 
wieder herbeirufen“ würden. 

Sbujeniek fordert dazu noch „rückſichtsloſe Gegenmaßnahmen“, 
weil ſich „im Schutz der Staatsgewalt Kräfte regen, die gegen Staat 
und Volk Jind“ Er meint, die Balten als Staatsbürger Lettlands 
hätten nur Pflichten zu erfüllen, aber keine Rechte zu fordern, die 
ihnen nicht zuſtänden (). Es läßt lich unſchwer jagen, was Skujeniek 
damit gemeint hat: Sür ihn ift der lettiſche Deutſche ein Menjch 
zweiten Grades. Er verlangt von ihm Dinge, die er ſeinen eigenen 
Volkesgenoſſen niemals zumuten würde. Der lettiſche Bürger deutſcher 
Nationalität ſoll den Mund halten und mit einem rechtloſen Daſein 
ſich zufrieden geben. Das ift etwas zuviel verlangt, Herr Skujeniek. 
Solange das Deutſchtum als ein minderwertiger Beſtandteil des 
lettiſchen Staates angeſehen und behandelt wird, dürfte es ſich wohl 
kaum mit dem derzeitigen Zujtand zufriedengeben, Jondern es wird 
die „Agrarreform“ lediglich als eine zur Seit leider feſtſtehende Tat- 
lache zur Kenntnis nehmen. Wenn man das Deutſchtum ſeiner 
Exiſtenzgrundlage beraubt, und zugleich noch von Pflichten desjelben 
Deutſchtums dem lettiſchen Staate gegenüber ſpricht, wie Skujeniek 
es tut, jo iſt das, gelinde geſagt, eine Anmaßung. Skujeniek hat wohl 
vergeſſen, daß die baltiſchen Deutſchen ſeit 700 Jahren die Geſchicke 
des Landes leiten, daß fie ſeit dem Verluſt ihrer Selbständigkeit ſtets 
loyale Bürger des jeweils das Land beherrſchenden Staates waren 
und das auch heute noch find. Skujeniek ſcheint auch weiterhin ver⸗ 
gelen zu haben, daß der erſt wenige Jahre zählende lettiſche Staat 
ſeine Exiftenz nicht dem Willen und der Energie ſeines „Staatsoolkes“, 
ſondern dem Sufammenbruch Rußlands und der Mittelmächte ſowie 
der Gnade der Siegerſtaaten zu verdanken hat und von denſelben 
„erhaßten lettiſchen Baronen“ vor dem ſicheren Untergang im 
ruſſiſchen Bolſchewismus gerettet worden iſt, die er jetzt als Bürger 
minderen Grades behandelt. 

Zu den vier Forderungen Buchardts haben wir grundſätzlich 
folgendes zu ſagen: 
15 Durch die im Jahre 1920 in erſter Linie aus politiſchen Ge- 
ſichtspunkten heraus durchgeführte lettiſche „Agrarreform“ wurde der 
geſamte Hroßgrundbeſitz und Wald entfchädigungslos enteignet. Es 
fielen ſomit allein in Lettland rund zwei Millionen Hektar 
deutſchen Beſitzes im Werte von mindeſtens 500 
Millionen Goldmark in ulettiſche Hände. Den 
deutſchen Beſitzern wurden je 50 Hektar Neſtbeſitz belaßen und zwar 
ohne das Recht eigener Auswahl. Meift erhielten fie nicht einmal das 
Gutshaus, ſondern nur irgend ein Wirtſchaftsgebäude, Knechtswohnung, 
Bauernhaus und Scheune, ſehr oft auch gar keine Unterkunft. Ein 
Teil der Gutsbejiter erhielt wegen ihrer „ſtaatsfeindlichen Betätigung 
oder Geſinnung“ überhaupt nichts. Da das von dem lettiſchen Staat 
dem Beſitzer übriggelaſſene Stück Land ſehr klein bemeſſen und daher 
in den meiſten Fällen nicht lebensfähig war, wurden von den rund 750 
zugeteilten ſogenannten Nejtgütern bis 1933 bereits über die Hälfte 
wegen Notlage der Beſitzer verkauft. Heute befindet ſich 
nur noch knapp 1 v. H. des Landes in deutſchem Be 
fit gegen 45 v. H. in Kur- und Lioland im Jahre 19180 
und zwar insgeſamt 70000 Hektar. Hiervon entfallen rund 15000 
Hektar auf rund 300 Neſtgütern, 35 000 Hektar auf deutſche Bauern- 
höfe und der Neſt auf angekaufte, refp. zugeteilte Neuwirtſchaften. 

Auf dem gut bewirtſchafteten Boden des deutſchen Großgrund- 
beſitzes wurden etwa 60 bis 70000 Neuwirtſchaften geſchaffen (von 
bis 1933 insgeſamt verteilten 180000 Landeinteilungen). Etwa 
65 v. H. oder 2,17 Mill. Hektar der geſamten landwirtſchaftlich ge- 
nutzten Fläche Lettlands befanden ſich bereits vor der „Agrar- 
reform“ im lettischen bäuerlichen Beſitz, und zwar betrug die Größe 
der lettiſchen Bauernhöfe in Kurland und Livland damals durchſchnitt— 
lich 45 Hektar. 

2. Die entſchädigungsloſe Enteignung der 
Wälder als „Agrarreform“ zu bezeichnen, iſt eine Unmöglichkeit. 
Sie war glatter Raub. Der enteignete Wald wird heute vom 
lettiſchen Staat zur Stabiliſierung ſeines Budgets ausgeplündert und 
keineswegs zu ländlichen Siedlungszwecken verwendet. 

3. Den lektiſchen Soldaten, die zum Teil nicht einmal 
Bauern waren, ſind vorzugsweiſe Landanteile angewieſen worden. 
Da aber Lettland ſeine Befreiung von dem Bolſchewismus nicht ſelnen 
„Frelheitshelden“, ſondern in erjter Linie den deutſch-lettiſchen und 
reichsdeutſchen Truppen zu verdanken hat, Jo wäre es wohl recht und 
billig und auch ein Gebot der Pflicht, dieſen Kämpfern das Land für 
ihre Dienſte am Befreiungswerk zuzuteilen. . 

4. Es ijt den Letten bekannt, daß ein Landwirtjchaftsbetrieb 
infolge Witterungsverhältniſſe und den im Baltikum üblichen Boden- 


*) In der leuten Rummer haben ſich zwei Druckfehler eingeſchlichen. Dian 
Vorchard ließ Buchardt, ſtatt Skujennik = Skujeniek⸗ 
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bearbeitungsmethoden erſt bei etwa 100 Hektar mittelguten Bodens 
ſoweit rentabel ift, daß eine Familie davon leben kann. Daß den ehe- 
maligen deutschen Landbeſitzern gnädig belajlene Stück Land iſt ſomit 
zu klein bemeſſen, daher ohne anderweitigen Nebenerwerb nicht 
lebensfähig. 

Wenn durch die Wiedergutmachung dieſer zwecks wirtſchaftlicher 
und politiſcher Ruinierung des Deutſchtums im Baltikum unter- 
nommenen Maßnahmen lettiſche Neuwirtſchaften geſchädigt werden 
könnten, wie es Skujeniek behauptet, ſo hätte man früher daran 
denken können, und nicht erſt jetzt. Es geht keineswegs an, auf dem 


Unrecht, das dem baltischen Deutſchtum mit der ſog. „lettiſchen Agrar- 
reform“ zugefügt worden iſt, lettiſche Jungwirtſchaften aufzubauen und 
jetzt zu behaupten, das Nachgeben in dieſen vier Forderungen bedeute 
„die Wiedereinführung der Okkupationszeit“. Wir leben im Frieden, 
und nicht im Kriege. Solange aber das baltiſche Deutſchlum als Feind 
im Lande angeſehen und behandelt wird und ſeine grundſätzlichen 
Bürgerrechte mit Füßen getreten werden, kann Skujenisk nicht nur 
von den Pflichten des lettiſchen Bürgers deutſcher Nationalität 
ſprechen. Hierüber ein endgültiges und rechtmäßiges Urteil zu fällen, 
bleibt dem lettiſchen Deutſchtum ſelbſt vorbehalten. H. 


Bauernrecht und Oftfiedlung, 


Auf einer großen Grenzlandkundgebung der oberſchleſiſchen Jung» 
landbundes in Oppeln, an der am 7. September über 10000 Jung- 
bauern Oberſchleſiens teilnahmen, hielt Staatsrat Meinberg eine 
großangelegte Rede, in der er insbejondere auf die Bedeutung des 
bäuerlichen Rechtes für die Oſtſiedlung einging. Er führte u. a. 
folgendes aus: „Ohne den großen Oſtlandzug der deut- 
ſchen Bauernſchaft wäre heute das deutſche Volk auf den 
engen Raum zwiſchen Elbe und Maas zuſammengepfercht, wären die 
Deutschen wirklich ein Volk ohne Naum. Gewiß iſt die deutſche Ojt- 
koloniſation das Gemeinſchaftswerk aller Stände des deutschen Volkes, 
der Ritter, Bürger und Bauern geweſen. Aber nur dort gelang es 
den deutſchen Siedlern, ſich auf die Dauer zu behaupten, wo die 
deutſchen Bauern Rückgrat und Grundlage des 
Siedlungswerkes bildeten. Die Sicherung des deutſchen 
Oftens it auch heute wieder in erſter Linie eine Siedlungs- 
aufgabe. Ein lebendiger Bauernwall iſt des deutschen Volkes beſter 
Schutz im Osten. Noch etwas anderes lehrt uns die ojtdeutjche 
Siedlungsgeſchichte. Der deutſche Bauer erſchloß den Often dem deut- 
ſchen Volke nicht nur, weill er auf Grund ſeiner uralten Ackerkultur 
der Überlegenere war, ſondern weil er ſich auch auf das bejjere 
Bauernrecht ſtützen konnte. Die deutſche Oftkofonifation iſt zu⸗ 
gleich der Siegeszug des deutſchen Nechtsgedan⸗ 
klen s. Aber gerade die rechtliche Grundlage bäuerlicher Boden 
ſtändigkeit iſt durch den Einbruch des artfremden römi- 
ſchen Rechtes und das kapitaliftilbe Wirtſchafts⸗ 
denken aufs ſchwerſte bedroht worden. Im Bürgerlichen Geſetzbuch 
jeierte dieſe Auffaſſung ihren ſichtbarſten Triumph; Srund und 
Boden wurden zur käuflichen Ware entwürdigt, und wenn 
ouch die bäuerliche Sitte mit ſicherem Inftinkt die ſchlimmſten Gefahren 
dieſes artfremden Denkens abgewehrt hat, jo drohte doch die zu- 
nehmende Wirtſchaftsnot das Bauerutum immer ſtärker in die Netze 
des kapitaliftifchen Nechts- und Wirtſchaftsſuſtems zu verſtricken. 
Nichts kennzeichnet die grundſätzliche Wendung, die durch den Sieg 
des Nationaljozialismus herbeigeführt worden ift, beſſer als die Cat⸗ 
jache, daß ſofort nach der Machtübernahme die Argrarfrage an dieſem 
entscheidenden Punkte angepackt worden il. Das preußiſche 
Erbhofgeſetz leitet die Sicherung des bäuerlichen Grund und 
Bodens dadurch ein, daß es den bäuerlichen Hof vor Serſplitterung 
im Erbfalle ſchützt. Seiner wahren Bedeutung wird man aber nur ge- 
recht, wenn man es als Einleitung einer allgemeinen 
bäuerlichen Bodenrechtsreform auffaßt, die das natur- 
gegebene Eigenrecht des Grund und Bodens wiederherſtellt und die 
bäuerliche Scholle berauslöſt aus den Verſtrickungen des kapitaliſtiſchen 
Sinanzjuftems. Dieſe Abkehr von der bisherigen einfeitigen Preis- 
politik der früheren land wirtschaftlichen Intereſſenorganiſationen, die 
nicht den Mut und die Kraft fanden, an die entſcheidenden Fragen zur 
Sicherung des deutſchen Bauerntums heranzugehen, bedeutet keines- 
wegs, daß die Frage der gerechten Preisbildung außer 
acht gelaſſen werden ſoll. Dieſe Abkehr bedeutet vielmehr die 
führung des Bauerntums aus einer verhängnisvollen Sackgaffe. Nur 


eraus- 


durch eine rechtliche Neuordnung des geſamten deutſchen Bauernſtandes 
und der mit. ihm zuſammenhängenden Wirtſchaftszweige des ländlichen 
Handels und der gewerblichen Verarbeitung landwirtſchaftlicher Er⸗ 
zeugniſſe iſt auf die Dauer eine Sicherung auch der wirtſchaftlichen 
Lobensnotwendigkeiten des deutſchen Bauerntums möglich. Vas ſoeben 
erlaſſene Gejet über die Bildung eines Neichsland⸗ 
ſtandes bemeilt auch in dieſer Beziehung die Sielſicherheit der 
nationalſozialiſtiſchen Staatsführung“ 


Die Reichsregierung hat die Abſicht, noch in dieſem Herbſt 
eine große Anzah neuer Bauernhöfe zu er- 
richten und damit den Auftakt zu einer großen Siedlungsbewegung 
zu geben. Land zur Beſiedlung ſteht im Oſten genügend zur Ber- 
fügung und wird vermehrt durch eine ganze Reihe geſetzlicher Maß- 
nahmen. So ſind z. B. neben Eındeihung und Entwäſſe⸗ 
rung noch Ausführungsbeſtimmungen zum landwirtſchaftlichen Ent 
ſchuldungsgeſetz in Arbeit, die Klarheit in die Verhältniſſe der 
landwirtſchaftlichen Entschuldung bringen werden. Alle geſetzlichen 
Maßnahmen werden auf das Erbhofrecht abgeſtellt Jein. 
Der durch die Not der Seit verſchuldete Großgrundbeſitz ſoll nicht im 
Stich gelaſſen werden; es wird dafür geſorgt werden, daß aus ihm ein 
Erbhof gemacht wird, damit in Zukunft ein Verſchulden nicht mehr in 
Frage kommt. Wie groß allerdings der Erbhofbeſitz 
lein wird, darüber werden erft die geletzlichen Be⸗ 
ſtimmungen Näheres jagen. Durch fie und die großen Ent- 
wäſſerungs- und Eindeichungsarbeiten wird Land in erheblichem Maße 
freigemacht werden. 

Das Jahr 1934 wird nach den bisherigen Verhandlungen min⸗ 
deſtens mit der Neubildung von 12000 bis 15000 
Baueruſtellen abſchließen. Hamit erfährt auch der Kampf 
gegen die Arbeitslofigkeit eine Verſtärkung. Bei der 
Erſtellung von 10000 Bauernſtellen muß für notwendige Neu- und 
Umbauten das folgende Material beſchafft werden: 250 Millionen 
Mauerſteine, 8 000 Millionen Dachpfannen, 42.000 Millionen Seſt⸗ 
meter Nundholz, 300 000 Sack Zement u. a. Dazu kommt die be- 
trächtliche Zahl von Geräten, Maſchinen, Handwerkszeug, die ein 
landwirtſchaftlicher Betrieb benötigt. Die Veſchaffung des notwen- 
digen Viehs wird ſich auf dem Viehmarkt günſtig auswirken. Bei 
10 ooo Siedlerjtellen werden allein 50 Millionen Mark durch Bau- 
kojten verbraucht. Davon entfallen rund 40 Millionen auf Arbeiter- 
löhne. Nund gerechnet werden 400000 Arbeiter drei Mo- 
nate Beſchäftigung finden. 

Bei den Beratungsſtellen für Siedlung haben ſich in der letzten 
Seit etwa 39000 Siedlungsbemwerber gemeldet. 6000 bis 
7000 kommen trotz Eignung nicht in Frage, da ſie nicht über das er- 
forderliche Kapital verfügen. Etwa 25000 aber, die bisher wegen 
Mangels an Land nicht angejetzt werden konnten, erfüllen alle nötigen 
Vorausetzungen und ſind jeden Augenblick in der Lage und willens, 
eine bäuerliche Siedlungsftelle zu übernehmen. Weitere 3500 ind in 
verhältnismäßig kurzer Seit zur Anſiedlung bereit. 


Mit Miniſter Eſſer in der Oſtmark. 


Die Neiſe des Schirmherrn der Landesgruppe Bayern des B00, 
Staatsminiſters Hermann Eſſer, in die bayerifche Oſtmarkk war 
faſt eine Entdeckungsreiſe. Weitab von den gut ausgebauten großen 
Straßen, über die in früheren eiten die Minifterautos bequem den 
Weg durch die Oltmark fanden, juchte Miniſter Eller die entlegensten 
Dörfer, die ärmften Hütten der Oltmark auf und reiſte auf den ſchlech⸗ 
teſten Straßen, um ſich überall ſelbſt ein Urteil über die Lage der 
Grenzbevölkerung zu bilden. Daß größere Orte bei diefer Reiſe be- 
rührt wurden, die ſeit mehreren Jahrzehnten keinen Miniſter, und 
kleinere, die ſeit Fahren keinen Beamten als den Steuerboten in ihren 
Mauern geſehen haben, ſpricht deutlich dafür, wie weit die Vernach⸗ 
läſſigung des Srenzgebietes gediehen war. Das Zeitalter des liberalen 
Alaterialismus ließ nur wirtſchaftlich ertragreichen Landesteilen Für— 
Jorge angedeihen. Das wirtſchaftlich von jeher arme Grenzland mußte 
eben ſehen, wie es mit ſeiner Not zurechtkam, für deren Behebung 
höchſtens bei Gelegenheit einige Liebesgaben-Pakete aufgebracht 
wurden. So wurden die Cage der Srenzlandfahrt des Minifters 
(5. bis 10. September) zu einem einzigartigen Erlebnis der Vegeiſterung 
und des Vertrauens der Bevölkerung zum neuen Deutſchland und 
zugleich zu einem erſchütternden Erlebnis der Zermürbung der Grenf⸗ 
märker durch jahrelange, vergeſſene Not. 

Das klare Bekenntnis des Miniſters zu der Pflicht des Staates, 
alles aufzubieten, was dem wirtſchaftlichen und kulturellen Aufbau 


der Grenzgebiete nützen kann, wurde überall wie eine Erlöſung be- 
müßt. Denn Jo ſehr auch die bayerijche Oſtmark bereit ift, ihre ganzen 
Energien in der großen Selbſthilfeaktion zufammenzufaſſen, Jo iſt es 
ebenſo unerläßlich, daß dieſe Selbsthilfe die tatkräftigſte ſtaatliche 
Unterſtützung findet. 
Vor allem müſſen die Verkehrswege teils ausgebaut, teils 
neu gebaut werden. Die wirtſchaftliche Entwicklung der reichen Schätze 
des Grenzlandes, der handwerklichen Kultur ſowohl als des 
Sremdenverkehrs hängt davon ab, daß Straßen gebaut werden, 
die nicht nur mit Naupentanks fahrbar ſind. Viele Kilometer lang 
mußte der Wagen des Minifters auf Wegen fahren, die in der Land⸗ 
karte als fahrbare Autoſtraßen eingezeichnet ſind, in Wirklichkeit aber 
kaum die Qualität von Feldwegen haben. Lin Ausweichen ift auf 
lange Strecken unmöglich. Kopfgroß drängt ſich der gewachſene Granit 
mitten in die Straßen, tief durch ſchwere Holffuhrwerbe ausgefahrene 
Ninnen laſſen das Auto bedrohlich ſchwanken und ſtoßen. So ſind die 
Verkehrswege zum großen Ceil nur in der ſchönen Jahreszeit fahrbar. 
Während des langen Winters, an Regentagen ſind ſie Jo gut wie un- 
paflierbar. Die großzügige Politik der Verkehrserſchließung, die das 
neue Deutſchland betreibt, wird auch hier die Vorausſetzungen für 
einen geregelten wirtſchaftlichen Verkehr ſchaffen. Dieſe Voraus- 
ſetzungen können nur mit Staatshilfe geſchaffen werden. Die ver⸗ 
armten Gemeinden ſind Projekten von dieſem Umfang nicht gewachſen. 
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Wie furchtbar die Verarmung der Ostmark wirklich iſt, konnte man 
beſſer als bei irgendeiner anderen Gelegenheit bei dieſer Fahrt er⸗ 
meſſen: An den Straßen 1 überall die Schuljugend Auf⸗ 
ſtellung genommen, um den Minifter zu begrüßen. Man Jah alſo über- 
all jo ziemlich die ganze Jugend des Dorfes, in deren Zügen und in 
deren Bekleidung ſich ungefähr die wirtschaftliche Lage des Ortes 
widerſpiegelte. Der Eindruck war furchtbar. Mehr als die 
Hälfte der Kinder war vom Hunger gezeichnet. 
DBlajle, abgehärmte, eingefallene Kindergeſichter mit müden, traurigen 
Augen. Kinder, die nur einen leichten Anzug für Sommer und Winter 
zur Verfügung haben. Kaum jedes zehnte Kind hatte ein zerſchliſlenes 
Paar Stiefel an den Füßen. Als der Miniſter fragte, weſſen Vater 
arbeitslos ſei, da reckten ſich in vielen Gemeinden faſt alle 
Hände in die Höhe. Ganze Gemeinden hungernl Eine der 
großen Schwierigkeiten der Behebung der ſchwerſten Not in der Oft- 
mark iſt es, daß jeweils eine ganze Gemeinde dem 
gleichen Erwerb nachgeht, ja häufig vom Ertrag 
eines einzigen Werkes lebt. Wenn dieſes eine Werk, meilt 
eine Glashütte, ftillftebt, To iſt die ganze Gemeinde erwerbslos und 
hat nicht die geringſte Möglichkeit, andere, beſſer verdienende Stände 
zur Hilfeleiſtung für die Notleidenden heranzuziehen. Saſt überall, 
wo wirklich Not herrſcht — und das ift in der überwiegenden Sahl 
der Oſtmarkgemeinden der Falll — kann die Hilfe nur von 
außen kommen. Am beiten durch Aufträge, die die ftilliegenden 
Werke wieder in Gang bringen. Als am ſchwerſten betroffen erwieſen 
Sich überall die Landſtriche, die von der Verarbeitung von 
Glas und Holz leben, aljo das ganze Kerngebiet des Waldes ein- 
ſchließlich der durch äußere Gefährdung beſonders bedrohten Further 
Senke. Der Bund Deutſcher Often muß leine Arbeit 
in einem Land aufnehmen, in dem von Grund auf 
neu gebaut werden muß. Das war das Ergebnis der Er- 
kun dungsreiſe ſeines Schirmherrn an die Grenze. Daß dieſe Arbeit 
nicht zur Ruhe kommen wird, bis auch der letzte Kämpfer an der 
Grenze vom Ertrag Jeiner eigenen Arbeit leben kann, dafür bürgt der 


Name des Staatsministers Hermann Effer, der auch dieſen Kampf 
bis zum Endſieg führen wird. 

Am Abſchluß der Grenzfahrt ſtand die feierliche Über» 
gabe des vom Oberpfälzer Waldverein im Bund 
Deutſcher Often errichteten Sermann-EJJer-Schut«- 
bauſes auf der Silberhütte (bei Floſſenbürg), eines im⸗ 
ponierenden Zeichens des Aufbauwillens im Grenzland. Wenige hundert 
Meter von der Grenze entfernt, in landſchaftlich herrlicher Lage, ift 
es dem Führer des Verbandes, Oberamtmann Uhl,; gelungen, eine 
Unterkunftshütte zu ſchaffen, die einen Strom des Fremdenverkehrs 
in dieſes Gebiet ziehen wird. In Begleitung des Landesführers des 
BDO, Hanns Beer, erſchien Minifter Effer zu der Kundgebung, 
auf der er in einer großen Rede die Richtlinien des Auf 
bauwerkes für die baperiſche Oſtmark bekanntgab: 


Ausbau des Verkehrsnetzes, kulturelle Map- 
nahmen, Hebung des Fremdenverkehrs, Abſaß⸗ 
förderung für Oftmarkerzeugniffe. Überall Joll der Wille 


zur Selbſthilfe mit ſtaatlicher Förderung ineinandergreifen. Oberarzt 
Dr. Stark, der Untergruppenführer des BDO in Weiden, unter ⸗ 
juchte die Lage des oberpfälziſchen Grenzgebietes und zeigte die Wege 
zu ſeiner allzu lange gehemmten Entwicklung. An der Seier, zu der 
die Bevölkerung aus weitem Umkreis gekommen war, nahmen als 
Säfte auch Miniſterialrat Leſſing und Frau Dr. b. Schell w ie 
Ueltzen vom MER. und Schriftleiter Zaftrom vom „Angriff 
teil, die ſich hier perſönlich davon überzeugen konnten, daß das Gren) 
land das Seine tut, um ein begehrtes Xeifeziel für die norddeutſchen 
Serienreiſenden zu werden. PR 

Die Grenzkundgedung auf der Silberhütte wurde wie die vorher= 
gehende auf dem Brennes-Paß zu einem gewaltigen Erfolg für die 
Ideen des Bundes Deutſcher Oſten, die hier feſten Fuß gefaßt haben. 
Heute ſteht der Gegner nicht mehr einer Reihe bedeutungsloſer kleiner 
Vereine gegenüber. Die baperiſche Oftmark ift unter der 
Führung des BDO zu einer Einheit des Willens 
und des Handelns geworden. C. 


Heimat- und Führertagung des 599 im maſuriſchen Volkshochſchulheim Jablonken. 


8 Der Bund Deutſcher Oſten, Untergruppe Oſtpreußen-Süd, hat 
im Volkshochſchulheim Jablonken eine Schulungstagung 
verarſtaltet, zu welcher u. a. geladen und erſchienen waren: Der 
Bundesführer Dr. Fran; Lüdtke- Berlin; der Führer der 
Untergruppe Oſtpreußen Süd, Rechtsanwalt Dr. Suck o w- Alen- 
ſtein, der auch gleichzeitig Leiter der Tagung war; der ſtellvertretende 
Führer der füdoſtpreußiſchen BDO, komm. Neg. -Rat Dr. Fuchs 
Allenſtein, der die Kulturarbeit der Untergruppe betreut; der Leiter 
des Kampfbundes für Deutſche Kultur im ehemaligen Abſtimmungs— 
gebiet Allenſtein, Regierungspizepräfident Büttner ⸗Allenſtein; die 
Landräte von oſer-Ortelsburg und Graf Brühl Allenſtein; 
die Kreisſtellenleiter des Bundes Deutſcher Oſten; des 
Kampfbundes für Deutſche Kultur und des V2; Führer 
des nationalfozialiftifhen Lehrerbundes des Bezirks 
Allenſtein; Führer der Hitlerjugend und Leiterinnen der N8.-Frauen⸗ 
ſchaft; der Leiter der Volkshochſchule Jablonken, Dr. Schack, mit 
jeinen Mitarbeitern, ſowie Altſchüler und ⸗ſthülerinnen der früheren 
Lehrgänge. 

Dr. Fuchs leitete die Arbeitstagung mit einem Vortrag über 
die Kulturarbeit der Untergruppe Oſtpreußen Süd 
des BO O, ihre Siele und ihre Durchführung, ein: 
Es kommt darauf an, Jo führte der Redner aus, den maſuriſchen und 
ermländiſchen Menſchen zu erfaflen, wie er iſt. Es gilt, ein bewußt 
deutſches Samilienleben wit ſtark national-religiöſem Inhalt zu ge- 
talten. Es kommt darauf an, was die Mutter zum Kinde Jagt. 
Vornehmſte Aufgabe des BDO. iſt es, den Volkstumsboden derart 
vorzubereiten, daß wahre deutſche Kultur wachſen kann. Die Formen 
des Lebens, an die wir uns klammern müſſen, find Tradition und 
Sitte. Im Mittelpunkt der Bezirksarbeit hat das Dorf zu ſtehen. 
Alt und jung, Vereine und Organisationen müſſen in einem Geiſte 
zuſammengeſchweißt werden. Dorffeſte müſſen als Höhe- 
punkte des Gemeinſchaftslebens wahre Seiern 
werden. Das Liedgut iſt Jo zu pflegen, daß es in der ganzen Dorf- 
gemeinſchaft lebendig wirkt. Aus den Liedern der S 
brauchbares Liedgut zu gewinnen. Muſik kann künftig auf einfachen 


Volksinſtrumenten gemacht werden, aber fie müſſen klingen. Haus. 


mujik ſoll nicht nur im Lehrer-, Jondern auch in jedem Bauernhaus 
gepflegt werden. Das Klavier iſt oftmals kein volksmäßigem Boden 
entſprechendes Inſtrument, dafür aber das Horn, die Handharmonika, 
Geige u. a. Für die Pflege des Spieles gilt es, erſt einen Kreis von 
Menjchen zu gewinnen, der ſtels mit Vegeiſterung da iſt. Spielen ſoll 
jeder, der's kann, nicht wer wie früher dazu „abgestempelt“ worden iſt. 
In Spielgruppen kann ſelbſtverſtändlich auch der Can; gepflegt 
werden. Wertvolles Leben ijt das ſtärkſte Grenzlondleben, deſſen 
Inhalte weiter im Buch vermittelt werden. Große Bedeutung in 


der Grenzlandarbeit hat das Buch. Kernbüchereien müfſen 


erſtehen. Durch Sprechchöre und alle Mittel der deutſchen Dicht- 
kunjt muß auf die Volksſeele eingewirkt werden. Die Veranſtaltung 


grenzpolitiſcher Abende mit Vorträgen, Geſang und Spiel, ſportlichen. 


Darbietungen von GS., SA. und SS. ift eine dringende Zukunftsauf- 
gabe des BDO, Eine weit ſtärkere Wirkung als der Vortrag ver- 
mag naturgemäß der Silm zu erzielen. Leider gibt es zur Seit nur 


A. und SS. iſt 


noch wenig brauchbare ſtumme Filme. Auch wird der BDO dafür 
ſorgen, daß das Cheater im maſuriſch-ermländiſchen Raum noch 
ſtärker als bisher zur Auswirkung gelangt. Entſcheidend iſt bei allem 
die menſchliche Haltung. Wir brauchen im BDO 
Mitarbeiter, die aus bewußter, nationalſozia⸗ 
liſtiſcher Einftellung, in Geſchichte, Volkstum und Land⸗ 
ſchaft wurzelnd, ſich überzeugt und uneigennützig reſtlos einſetzen. Diefe 
Mitarbeiter Jollen immer mehr aus Bauerntum, Hand 
werker- und Arbeitertum heranwachſen. Die geſamte 
maſuriſch-ermländiſche Bevölkerung ſoll auch weiter als ein vom 
deutſchen Kulturbewußtſein und deutſcher geijtiger Kraft getragenes 
Srenzlandvolk erhalten werden, das auch das Schwerſte ju tragen 
bereit iſt. N 

Ferner ſprach Negierungsvizepräſident Büttner über Weſen 
und Siele des Kampfbundes für Deutſche Kultur. 
Nach der siegreichen politiſchen Revolution ſei die kulturelle gemilfer- 
maßen erſt im Entſtehen begriffen, die aber um Jo notwendiger ſei, 
als die kulturelle Verſeuchung in Volks- und Hochſchulen, in Preffe, 
Cheater u. a. einen derartigen Stand erreicht habe, daß es der größten 
Anſtrengung aller revolutionären Kräfte des deutſchen Volkes bedürfe, 
um dieſem unwürdigen Zuftand ein Ende zu machen. Bei dieſem ein- 
heitlichen Ziel gehe der Kampfbund für Oeutſche Kultur mit den 
anderen Organisationen, wie dem BDO und dem BDA, Hand in Hand. 

Den Höhepunkt der Tagung bildete nach einer weihevollen Andacht 
des Führers des BDO die groß angelegte programma⸗ 
tiſche Rede Dr. Lüdtkes, die eine tief erfaßte Sinndeutung 
des Sieges des Nationalſozialismus in ſeiner Beziehung zum öftlichen 
Naum gab. Ein großzügiger Aufriß der deutſchen Geſchichte gab den 
Teilnehmern der Tagung das Erlebnis von der geschichtlichen 
Sendung des Nationalſozialismus, dem ſchickſalsmäßig beſtimmt iſt, 
den Ojtraum zu geſtalten und uns in ihm zu vollenden. 
Dr. Lüdtke ſprach dann von der beſonderen Aufgabe, die bei dieſem 
Werk dem Bund Deutſcher Often fällt. f 

Der dritte Tag der Veranſtaltung brachte zuerſt einen Vortrag 
des Führers der Untergruppe Ostpreußen Siid des BDO, Nechts⸗ 
anwalt Dr. Suck w, über Fragen der Nationalitäten ⸗ 
politik und der Arbeit in Maſuren und Ermland. 
Es komme darauf an, auf neuen Wegen und mit einer inneren Gewalt, 
einer Aktivität, die nur aus den Kräften des Nationaljozialismus zu 
ziehen iſt und welche die verſunkene liberaliſtiſche Welt nicht kannte, 
den Oftraum zu durchpulſen, ihn mit dem Geiſt end es National- 
jozialismus zu durchdringen, der allein die Löſung deutſcher 
Lebensfragen zu ſinden vermag. a 

Ferner jprach der Leiter der Volkshochfchule, Dr. Shark, über 
die Siele der Volkshochſchule Jablonken und die 
Geſtaltung ihrer Arbeit im Rahmen des BDO. Heute ſei in allen 
Schülern und Schülerinnen der Wille zur Subjektivität in politischer, 
volklicher und heimatlicher Ausprägung lebendig. Das gemeinſame 
Leben und Erleben der beten Kräfte des maſuriſchen und ermländiſchen 
Landes, für deren Ausleſe kein Examen vorgeſchrieben, ſondern ein 
ausgeprägter Wille zur Arbeit für die Allgemeinheit Vorausſetzung 
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lei, bedeute einen ungeheuren erziehlichen Faktor, aus dem Vegeiſte— 
rung, Liebe, Ehrlichbeit, Treue und Kameradſchaft entſprieße. Zur 
Zeit ſtünde die Sin führung in die nationalſozialiſtiſche 
Weltanſchauung, die ja alle Unterrichtsdijjiplinen richtung⸗ 
gebend durchdringt, voran. Die alljährliche achttägige Grenzlandfahrt 
an die Weichſel bilde angeſichts des geraubten deutſchen Bodens den 
beſten politiſchen Unterricht. So gingen die Schüler und Schülerinnen 
aus Jablonken in ihre Heimatorte wieder zurück, Verantwortungs- 
bereitſchaft im Herzen tragend und feſt entjchloffen, ihre Kraft in den 
Dienſt der Allgemeinheit zu ſtellen. 

Der frühere Leiter der Volkshochſchule, Or. Fuchs, richtete als 
Korreferent noch den Appell an die anweſenden Altſchüler und Alt- 
Ichülerinnen, dafür einzutreten, daß in Zukunft alle Jablonker tat- 
kräftige Mitglieder des BDO werden mögen. Die Volkshochſchule 


Ernennungen. 


Sum Negierungspizepräfidenten bei der Regierung in Oppeln iſt 
der Landrat von Klitzing ernannt worden, der zur Seit bei der 
Regierung in Liegnitz beschäftigt if. Hans Henning von Klitzing iſt 
der älteſte Sohn des im Jahre 1927 verſtorbenen Präjidenten der Land⸗ 
wirtſchaftskammer Schlefien, Seheimen Regierungsrats von Klitzing 
auf Nieder-Zauche, Kreis Sprottau. Er ſteht im 49. Lebensjahr und 
trat nach Beendigung des juriſtiſchen Studiums in den Staatsdienſt 
ein. Zuletzt war Herr von Klitzing Landrat des Kreiſes Nienburg 
a. d. Weſer. Im Sebruar 1932 wurde er von der Regierung Braun- 
Severing ſeines Poftens enthoben, „da er das Vertrauen der Staats- 
regierung nicht mehr beſitze“, und an die Regierung in Liegnitz verſetzt. 

Der bisherige Oberführer der Gruppe III in Breslau, Haupt- 
mann Peter von Heydebrerk, wurde mit der Führung der 
Gruppe Pommern beauftragt, zu der auch die Brigade Grenzland- 
Schneidemühl gehört. 

Der Regierungspizepräfident in Oppeln, Sueßmann, wurde 
zum Regierungspräſidenten in Liegnitz ernannt. . 

Am 14. September wurde in der Stadtverordnetenſitzung der bis- 
herige kommiſſariſche Oberbürgermeiſter von Breslau, Rechtsanwalt 
Dr. Rebitzki, einſtimmig zum Oberbürgermeiſter von 
Breslau gewählt. Dr. Nebitzki wurde im Jahre 1896 in Polen 
als Sohn eines Rektors geboren. Dort beſuchte er das Auguſte⸗ 
Biktoria-Öymnafium, von wo aus er nach Ablegung der Reifeprüfung 
als Achtzehnjähriger ins Feld zog. Während des ganzen Krieges 
nahm er an den Kämpfen der Oft- und Weſtfront teil. Den bitteren 
Ausgang des Weltkrieges erlebte er ganz beſonders ſchmerzlich, da bei 
dem Umſturz polniſche Horden von ſeiner Vaterſtadt Beſitz nahmen. 
In Breslau ſtudierte er Nechtswiſſenſchaft. Der im Jahre 1921 ab- 
gelegten Neferendarprüfung folgte drei Jahre ſpäter das Ajlellor- 
examen. Im Jahre 1925 konnte er in Breslau eine Rechtsanwalt 
praxis eröffnen, nachdem er ſich vdrher kurze Seit als Hilfsarbeiter 
in dem Büro eines anderen Anwaltes betätigt hatte. Im Jahre 1930 
wurde ihm das Notariat zuerkannt. In zahlloſen politiſchen Prozeſſen 
hat er die Verteidigung, angeklagter Nationalſozialiſten geführt. Im 
Mai 1930 wurde er Nechtsberater der §A.-Gruppe Schleſien. Ferner 
bekleidet er die Stelle eines Gauobmanns des Bundes National- 
jozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten ſeit delſen Gründung. 


Jenſeits der Weichſel. 


Im Planetarium am Soo (Berlin) wird in der Zeit vom 26. Sep- 
tember bis 9. Oktober einſchließlich (außer Montag, den 2. und 9. Ok- 
tober um 9 Uhr abends) im Nahmen der Großen Oſtpreußen-Feſt⸗ 
jpielwoche „Jenſeits der Weile“, ein Oſtpreußen-Confilm, 
der kürhlich im „Ufa“-Pavillon am Vollendorſplatz uraufgeführt 
wurde, gezeigt. (Eintritt zu den Vorführungen um 5 und 6 Uhr 60 Pf., 
7 und 9 Uhr 76. Pf., Schüler und Studenten die Hälfte). — Das Band 
der Volksverbundenheit zwiſchen dem abgetrennten Oſtpreußen und 
allen übrigen Teilen des Reiches für große Aufgaben der nahen Ju- 
kunft eng zu binden, iſt der Zweck dieſes Silmes. — Im Vorprogramm 
findet ein aſtronomiſcher Vortrag unter Verwendung des Seiß⸗ 
Instrumentes ſtatt. Thema: „Coppernicus, ein oſtdeutſcher 


Forſcher.“ 

Gute [Möbeltrans 
Kranken- u. Men? Wo non 
Wirlſchaſts⸗ in Groß - Berlin 
ſchweſler und nach allen 


vielſeitig, arbeits⸗ Orten günstige 


freudig, Mitgl. der ‚Rücklade- 
NSDAP, ſucht gelegenheit, 
Wirkungskreis in Sped. u. Lagerg. 


Berlin W 11, Dessauer Straße 23 
Telephon: B 1, 1604/1605 


Bitte wegen Geschäftsverlegung auf 
neue Adresse und Telephon zu achten. 


Berlin oder Am⸗ 
gebung. Angebote 
unter 2996 an das 
Oſtland erbeten. 
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Jablonken müſſe zu einem geistigen Mittelpunkt der Grenzlandarbeit 
ausgebaut werden und in allen ihren Beſuchern eine Haltung eut= 
wickeln, die ſie fähig mache, bahnbrechend in der Grenzlandarbeit 
zu wirken. 

Die recht ausgiebige Ausſprache trug zur Klärung aller 
behandelten Fragen weſentlich bei und ergab das überein 


ſtimmende Wollen aller Ceilnehmer, ihre Kraft 
restlos für die bahnbrechende Arbeit des BDO 
einzufetzen. — Sum Schluß der Tagung dankte Dr. Su ck o w 


allen Teilnehmern für ihren Arbeitseifer und ſtellte eine alljährliche 
ent/prachende Zuſammenkunft im Volkshochſchulheim in Ausſicht. 

Dieſe bedeutungsvolle Tagung hat weſentlich zur Klarſtellung der 
Aufgaben, die der BDO in ſeiner Grenzlandarbeit zu erfüllen hat, 
beigetragen. 


— n J 


Haus „Kurmark“. 


Liſte 12 Übertrag: 1647,20 RM. 
Ortsgruppe Hamborn 20,.— „ 
Ortsgruppe Reichenbach. . . 10,.— „ 
Ortsgruppe Sreuſtadt (Niederſchleſ.) 10,.— „ 
Steuerinſpektor Janotte, Hannover .. 3.— „ 
Ortsgruppe Torgau 3.— 
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Stand vom 20. September 1933: 1695,20 RA. 


Perſönliche Nachrichten. 

Berſetzt: Schulrat Dr. Martin Krockow aus Bad Freienwalde (Oder) 
als Regierungs⸗ und Schulrat nach Potsdam: Regierungsrat Dr. Otto bei der 
Preutziſchen Bau- und Finanzdirektion in Berlin, bisher beſchäſtigt im Reichs⸗ 
fu (ber für Ernährung und Landwirtſchaft, an die Regierung in Frank- 
furt (Oder). 


Geburtstage: Frau verw. Rechuungsrat Düttſchwager, früher Brom⸗ 
berg, jept Jacbbsdorf, Kreis Saatzig, am 29. 9. 84 Jahre; Landjänermeifter i. R. 
Wienholz in Perleberg, Sarnen. 3, früher Hions, Kr. Schrimm, Zerkow,. 
Jaretſchewo, Kr. Jarotſchin, und Schildberg, Kr. Schildberg, am 22.9. 70 J. 


H BVermählt: Chem. Techniker Robert Roſenkranz⸗Staßſurt mit der 
jüngſten Tochter Elfe des Schrankenwärters i. R. Julius Breuer, Blu.⸗ 
Oberſchöneweide, früher Kirchdorf bei Gneſen, am 26. 8. Dr. Georg Fritz 
mit Frl. Margarete Hinz, Nyeczywol-Ritſchenwalde. 


Goldene Hochzeit: Das Altſitzer Wilhelm P ſeniger, ei Ehepaar in 
Pnuſtolitz, Kreis Kolmar, am 13. 9.; der 70jährige Rentner, frühere Schneide⸗ 
mühlenverwalter Hermann Mieth e und ſeine Frau Emilie, geb. Zieske, in 
Czarnikau (beim Schwiegerſohn Brauereibeſitzer Köppe) am 8.9. Altſitzer Joh. 
Anton Richter und feine Frau Karoline, geb. Donner, in Tarnowke, Kreis 
Czaruikau, am 10. 9. 


= Geftorben: Rechtsanwalt und Notar Wilb. Wol i in Reppen am 16.9,; 
Frau Apotheker Wilhelmine Strey in Halle a. d. S. (früher Jarotſchin), 
am 3. 9., 85 J. Maſchinenbaudirektor i. R., Geheimer Marinebaurat Gerhard 
Plehn in Berlin, am 11.8., 71. J. 
gut Morroſchin bei Schmenian und beſuchte das ehemalige Kal. Gymnaſium in 
Danzig; ſein Spezialgebiet wurde der Schiffsmaſchinenbau; zuerſt bei der neu⸗ 
errichteten Torpedoinſpektion in Kiel tätig, daun mit der Banbeauffichtigung 
des Linienſchifſes „Karl der Große“ auf der Werft von Blohm u. Voß in 
Hamburg betraut, kam er 1901, kurz nach Inkrafttreten des Flottengeſetzes, an 
die Kaiſerliche Werſt in Wilhelmshaven, wo er ſechzehn Jahre lang an Deutſch⸗ 
lands großer Rüſtung zur See milgewirlt hat. Eine wichtige Verbeſſerung war 
die von Plehn konſtruierte neue Maſchinenſteuerung. die bei mehreren Kriegs⸗ 
ſchiffen zur Verwendung kam; an 16 Schiffen der Kaiſerlichen Marine hat 
Plehn mitgebaut, darunter an den bei Skagerrak rühmlich beteiligten Linien⸗ 
ſchifſen „Naſſau“, „Oſtfriesland“, „Hannover“, „König“ und dem kleinen Kreuzer 
„Straßburg“ u. a. m. 1917 ließ er ſich an die Kriegswerft nach Danzig ver⸗ 
ſetzen, um mit Kriegsende in den Warte- und bald in den Ruheſtand zu treten.) 


6 v. H. Reichsſchuldbuchforderungen. 


Zu Beginn des Monats September konnte ſich auf dem Rentenmarkt keine 
günſtige Kursbewegung entwickeln. Da für das zum Verkauf nelannende 
Material kein nennenswertes Kaufintereſſe beſtand, traten im Laufe des Monats 
erhebliche Kursrückgänge ein. Obwohl die Reichsſchuldbuchforderungen hiervon 
im allgemeinen nur im geringen Maße betroffen wurden, verloren einige 
Fernen 4—5 v. H. Große Verkäuſe aus Emigranten⸗Kreiſen und von ſolchen 
Perſonen, die auswandern wollen, ſollen Veranlaſſung zu dem Kursrückgang 
gegeben haben. Erſt in den letzten Tagen konnte eine Beſſerung der Kurſe 
ſeſtgeſtellt werden. Das wieder erwachte Kaufinfereſſe wurde im Zuſammen⸗ 
hang mit dem am 1. Sktober zu erwartenden Anlagebedarf gebracht. Auch die 


bevorſtehenden Maßnahmen der Regierung auf wirtſchaſtlichen Gebieten konnten 


die Eulwicklung der Kurſe der Reichsſchuldbuchforderungen günſtig beeinfluſſen. 
Am 20. d. M. wurden Tolnende unverbindliche Verkaufskurſe genannt: 


. I T: 
99 v. H. 1940 .. 85 v. H. 92% v. H. 
96 „ 1911. . 82% „ 80 „ 
94 „ 1942 81 „ „ 
897 % 


II T ERSTE kLAsse BES 
0 22. Preußiſch-Süddeutſche (258. Preuß.) Rlaffenlotterie | 
0 Ein Adhtellos ln 398092 


0 
N jetzt nur noch 3 RM! 

Ziehung 1. Alaffe am 20. und 21. Oktober. 
verſuchen Sie daher bitte jetzt Ihr Slück bei 


Dr. Dütſchke, Staatl. Zotterie-Einnehmer 
Berlin W 30, Geisbergfir. 9, im Poſtamt. 
poſtſcheckkonto: Berlin 352 22 


S] Ungültlg, wen die Namensunterichrift 
— det Einnehmera ganz oder feilweile fchit 


as 


(Plehn war 1861 geboren auf dem Ritter- . 


DS 


‚on 416 
Kein Stellmach. i. Ort! 


Lehrling Lnndwirtschoft 


für Brot⸗ und m. Monnaber eig. 
ä i i. 50 Morg. u. 17 Morg. 
Feinbäckerei mit Pacht bei Granſee gel. 
gut. Schulbildung zum Pr. 27000 M., An 
15. Oktober geſucht. 10.000 M. Bantel 
2 PR 2 ® * 2 4 7 
Ernſt Böſe, Bäckermſt Oranienburg, 
Calbe a. / S., Stralſunder Straße 6, 
Bernburger Straße 54. Telephon: 2730. 


Lone le 
FÜR ARBEITSBESCHAFFUNG 
283058 GEWINNE U. 2 PRAMIEN 


Bornennes. Cüfb-Reſtauranf 


mit Bar, u e Billardſaal, etwa 
200 Perſonen, konkurrenzlos, im eigenen 
Mietshaus in Berlin O, zwecks Ruhe⸗ 
ſetzung ſofort zu verkaufen. Preis: 
65000.— NM, Anzahlg. 40000. — RM. 

Anfragen unter 2998 an das 
Oſtland erbeten. 


HÖCHSTGEWINN 
- AUF EIN 
DOPPELLOS 


HÜCHSTGEWINN. 
AUF EIN 

‘ EINZELLOS 
HAUPTGEWINN 
“AUF EIN 
DOPPELLOS .. 


-SHAUPTGEWINN 
‚AUF EIN. EINZELLOS 


LOSPREIS TREICHSMARK 


, ,,, , 


ae ,,, ß x 


L. O S e der Geld⸗Lotterie für Arbeitsbeſchaffung bei 

 Siwinna 
Berlin W 35, Potsdamer Str. 116a 
„(Ecke Lützowſtr.) Poſtſcheck Berlin 31198. Fernſprecher: B2, 3686. 


Rr 


Oftmärker! Provifionsjreit 


Glänzende Existenzen! 


Anzahlung M. 
Geſchäftsgrdſt. (Slas-, Porzell., 
Galant. u. Spielw., Haus- u. 
Küchengeräte) in mittl. Stadt 


Schleſiens .. .. n. Vereinbg. 


Villa (7 Zimmer) in Wernige- 
e 
Kurhaus an der Peripherie von 
Dresden . 30000 
Landhausgrdſt. m. Nebengeb. b. 
Potsdam o ooo 
Sabrikgrdſt. m. Wohnvilla in be⸗ 
deutendem önduſtrieort Thür. 7o ooo 
Wohne u. Geſchäftsh. (Sckgrdſt.) 
in Freiburg (Breisg. ) 
Hotel m. Lichtſpielhaus, Muſik- 
Pavillon u. Kegelb. in Heſſens⸗ 
Naſſau (Lahntal) . n. Vereinbg. 
Ausflugslokal (Schützenhaus) in 
mittl. Stadt b. Angermünde. 
Landhaus-Villa (11 Simmer) u. 
Nebengeb. im Nieſengebirge . 
Landhaus a. d. Peripherie einer 
bedeut. Stadt Württ. . n. Vereinbg. 
Penſionsvilla (19 Simmer) im 


15 000 


27 500 


16 000 


12.900 


Far: Leine 5000 
Herrſchaftliche Villa in Berlin- 
Neinickendoereer .. 
Holl. Wind- u. Motormühle im 
Kreiſe Ruppin 
Geſchäftsgroͤſt. mit Kohlen- und 
Kartoffelhandlg. i. d. Grenz- 
mark (Nähe Steinau a. d. O.) 25 ooo 
Gaſthofgrdſt. in bedeutender In- 
duſtrieſtadt Thüringens . 5o ooo 
Landhaus - Villa i. d. Neum., n. Vereinbg. 


45 000 


10.000 


Sabrikgrdſt. in Coswig, Bezirk 


Dresden (bish. Apparate- und x 

KRojjelban) .o ooo 
Sabrikgrdft. (geeign. 3. Einrichtg. 

einer Reparatur-Werkjtatt m. 

Tankftelle) in Oppeln . . . 30000 
Sabrikgröft. m. Wohnhaus-Billa - 

i. Induſtrieort d. Erzgeb., n. Vereinbg. 
Wohnhaus m. Laden (Drogerie), 

Nähe Greifswald.... 10 
Wohn- u. Geſchäftsgrdſt. i. d. 

Nähe v. Pirna (Sächſ. Schweiz) 20 ooo 
Landhaus-Villa oberbaur. Stils 

in bek. oberbaur. Kurort, n. Vereinbg. 
Sejchäftsgrdft. m. gutfund. Slei⸗ 

ſcherei in Bitterfeld . . 22000 
Mahl- u. Slmühle u. Schälerei 

m. Wohnhaus in bedeut. Stadt 

der Niederlauſittz . .. 40000 
Villengröſt. i. Stiedland (Meckl.) 12 ooo 
Landhaus-Grdſt. Nähe Ebers— 

walde. Evtl. Tauſchl . 13000 
2 Landhaus-Villen b. Arnsdorf 

(Sachſen) .. n. Vereinbg. 
Villengroͤſt. in Oubin (Lauſitzer 

Sb) 2 
Villa in vornehmſter Lage der 

ehem. Neſidenzſtadt Deſſau . 12000 
Villa am Nhein, nahe Wies— 

baden, Mainz und Frankfurt 25 ooo 
Hotel- u. Neſtaurationsgröſt. m. 

Cafe Nähe Landsberg a. d. W. 18.000 
Waſſermühle (Turbine) im Kreis 

Jerichow i. d. Prov. Sachſen 9000 
Billengrdft. m. prächt. Gemiſcht- 

wald u. Wieſen ſowie eigenem 

See in Oberbayern, nahe Sar- 

miſch- Partenkirchen. J ooo 

Bild-Prokpekte koſtenlos durch: 
KOCH & Co., Berlin W 35 
Dörnbergstraße 1. Tel.: B2 Lützow 5933. 
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